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       Gewaltfreie,  phantasievolle 
Wettbewerbsbeiträge  gegen 

Rechtsradikalismus und Fremdenfeindlichkeit: 

Den Gewinnerinnen 
und Gewinnern des 

Wettbewerbs winkt eine Reise nach Reggio Emilia in 
Italien vom 23. bis 28. April 2006. Im Zentrum des Auf-
enthalts werden Begegnungen mit Zeitzeugen und die 
Teilnahme an Veranstaltungen rund um den 25. April 
stehen, der in Italien als Tag der Befreiung gefeiert 
wird. Wir werden Festivals und Konzerte besuchen, auf 
Partisanenwegen wandern und gemeinsam viel über 
den antifaschistischen Widerstand in Italien erfahren.

Wir verfolgen auch mit 
unserem diesjährigen an-

tifaschistischen Wettbewerb das Ziel, Jugendliche zu 
ermuntern, antifaschistische Projekte zu konzipieren 
und zu realisieren. Wir wollen damit das Angedenken 
an den 8. Mai - den Tag der Befreiung vom Faschismus 
- auch an seinem 61. Jahrestag aufrechterhalten. In 
diesem Jahr sollen Beiträge im Mittelpunkt stehen, die 
wir als Linkspartei und unsere Partner im Kampf ge-
gen neofaschistisches und rechtsradikales Gedanken-
gut „nutzen“ bzw. verwenden können. Ganz gleich, ob 
auf Demonstrationen oder unserer Internetseite.

A n t i f a s c h i s t i s c h e r  W e t t b e w e r b  2 0 0 6

» A u s D R U C K s s t a r k  g e g e n  R e c h t s «
Was wir wollen:

Was Euch erwartet:

eher künstlerisch-gestaltender Art, wie z. B.:
• Plakate und Transparente
• Songs und Gedichte
• Video-Clips 
• Drehbücher/Manuskripte für  
   Theaterauff ührung bzw. F ilme
• „Political-Merchandise-Artikel“:

Buttons
T-Shirts
Tassen

Was wir suchen:

eher handwerklich-technischer Art, wie z. B.:
• die Gestaltung einer Internetseite
   (auf der z.B. über geplante  Naziaufmärsche 
    und Gegendemonstrationen informiert wird)
• ein Konzept für eine etwas andere 
   Schülerzeitung

Einsendeschluss: 10. März 2006

Weitere Informationen erhaltet Ihr unter:
www.ausdrucksstark-gegen-rechts.de

Tel.:  030/227  71  786
Fax: 030/227  76   070

Ansprechpartner: Tinko

Wettbewerbsbeiträge bitte an:
Wahlkreisbüro

MdB Dr. Gesine Lötzsch
Ahrenshooper Str. 5
Tel.: 030/99  270  725
Fax: 030/99  270  726

Ansprechpartner: Sascha

Dr. Gesine Lötzsch
Stellvertretende Fraktionsvorsitzende
Haushaltspolitische Sprecherin

R o t d o r n
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eine Aufl age von 9 000 Exemplaren
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Die Kampagne entstand im 
Rahmen der Initiative »Partner 
für Innovation«, einem dubio-
sen Zusammenschluss aus der 
Bundesregierung, diversen Un-
ternehmen, dem Präsidenten 
der Humboldt-Universität, dem 
DGB und weiteren rund 200 
Unternehmen, Verbänden und 
Institutionen. Die Top-Manager 
der deutschen Medienunterneh-
men waren einhellig der Mei-
nung, dass die Medienindustrie 
einen Beitrag zu einer neuen 
Aufbruchstimmung in Deutsch-
land zu leisten habe. Und so kam 
es, dass sich 25 große Medienun-
ternehmen, darunter die gebüh-
renf inanzierten Fernsehsender 
ARD und ZDF, an der Kampagne 
beteiligten.

Nun appelliert die geballte bür-
gerliche Medienmacht an ein 
diff uses Wir-Gefühl: „Du bist 82 
Millionen, Du bist Deutschland“. 
Die Nation soll als Gemeinschaft 
herhalten. Vom Tellerwäscher bis 
zum Millionär: „Du bist Deutsch-
land“. „Egal, welche Position du 
hast. Du hältst den Laden zu-
sammen. Du bist der Laden. Du 
bist 82 Millionen“. So wird die 
Aufgabe des Einzelnen durch die 
Kampagne volkstümlich formu-

liert. Und genau darum geht es. 
Es soll ein gesellschaftliches Kli-
ma geschaff en werden, das Ein-
sicht in zu erwartende, so ziale 
Einschnitte verspricht. Nach 
dem Motto: „Wir müssen alle den 
Gürtel enger schnallen“, sodass 
die Umverteilung von „unten“ 
nach „oben“ weitergehen wird. 
Vaterlandsliebe durch Verzicht 
und Dienen ist das Programm. 
Die Botschaft hinter den aus-
gefeilten und wohlklingenden 
Sätzen lautet außerdem: Jede/r
kann sich gut fühlen, etwas 
leisten, ist seines/ihres Glückes 
Schmied, ist an Arbeitslosigkeit 
und anderen Problemen selbst 
schuld und hat gefälligst auch et-

was für Deutschland zu tun. 
Die Sponsoren geben freimütig 
Auskunft, worum es ihnen geht: 
Damit wir „wenn nötig auch auf 
Privilegien verzichten“ (Edgar 
Medien AG im Medien-Infopa-
ket), indem wir mittels „Moti-
vation durch Gefühle“ (Western 
Star) „mit Optimismus, Verän-
derungsbereitschaft, Kreativität 
und Spaß“ (Axel Springer) fest-
stellen: „Es muss Schluss sein mit 
dem allgemeinen Lamentieren“ 
(Heinrich Bauer Verlag). Wichtig 
ist dabei das Fernsehen. Denn es 
„kann diese Botschaft emotional 
und glaubwürdig transportie-
ren“ (ProSiebenSat.1 Media AG). 
Dabei gilt: „Es ist Zeit, die Ärmel 

Den Laden Den Laden 
auseinander auseinander 
fliegen lassen !fliegen lassen !
Seit Monaten trommeln die Medien auf uns ein: 

„Du bist Beathe Uhse, Du bist Porsche, Du bist ..., Du 
bist ..., Du bist ... Deutschland“. Ein wenig verwundert nimmt 
man die Botschaft zur Kenntnis, die einem durch die Promi-
nenten vermittelt wird. Was soll das sein? Ein Feldzug für gute 
Laune? Motivationstraining für deutsche Staatsbürger? 

hochzukrempeln und den Blick 
nach vorne zu richten“ (Ströer 
Out-of-home-Media). Und wer 
nicht das Hemd hat, die Ärmel 
hochzukrempeln, ist selbst dran 
schuld ... möchte man denken. 
Die Sponsoren zahlen ihr Geld 
sicher nicht aus Wohltätigkeit, 
um z.B. dem HartzIV-Empfän-
ger oder dem um seine Exis-
tenz fürchtenden Lohnabhän-
gigen ein aufmunterndes Wort 
zu schenken. Es ist eine genau 
kalkulierte wirtschaftliche In-
vestition, eine Investition in ge-
sellschaftliches Klima.  So wur-
de errechnet, dass jeder Bürger 
durchschnittlich 16 mal von der 
Kampagne erreicht wird.

Weiterhin ist es erschreckend, 
wie unrefl ektiert der Begriff  
Deutschland und ein positives 
Gefühl dazu gepredigt werden. 
Die „größte Social Marketing 
Kampagne in der deutschen Me-
diengeschichte“ (Presseinforma-
tion von „Du bist Deutschland“) 
schreit uns entgegen: „Du bist 
Th yssen“. Wer ist schließlich 
nicht gerne der Gründer eines 
der größten deutschen Unter-
nehmen? Eines Unternehmens, 
das im I. Weltkrieg tödliche 
Ñ  weiter auf der Seite 4

Du warst ein 
Baguette mit Ei und Schinken... 
Die Schwachsinnspropaganda ereilt 
einen schon morgens beim Brötchen 
holen. Die bunt bedruckten Tüten 
sind übrigens bestens dazu geeignet, 
das Resultat der aufsteigenden 
Übelkeit aufzunehmen. 
Wohl bekomm‘s!

Leider keine Parodie: Die Familie Thyssen als leuchtendes Beispiel  für uns alle

L e i t a r t i k e l :  » D u  b i s t  D e u t s c h l a n d «



[  Rotdorn 43 I Seite 4  ]

Ñ  Fortsetzung von Seite 3

Waff en an die deutschen Mili-
tärs und Alliierten verkaufte und 
bis heute mit dem Rüstungs-
geschäft Unsummen verdient. 
Sein Sohn und Erbe Fritz Th ys-
sen f inanzierte maßgeblich seit 
1923 Adolf Hitler (siehe auch: 
Fritz Th yssen – Hitlers Gönner 
und Geisel, von Hans O. Eglau, 
2003, ISBN: 388 680 76 30). So 
wird ihm das Zitat „I paid Hit-
ler“ zugeschrieben. Auch wenn 
er seit 1935 auf Distanz zum 
Naziregime ging, wurde ihm 
nach 1945 eine Schuld an der 
Machtergreifung der Nazis gege-
ben, da er der Nazipartei regel-

mäßig Millionen überwies. Wer 
hat da wirklich noch Lust Th ys-
sen zu sein?
 
Auf der einen Seite soll also dem 
befürchteten Unmut ein neuer 
Patriotismus entgegen gesetzt 
werden. Wahrlich kein neues 
Konzept ... Außerdem hat das 
Schreckgespenst einer linken 
Massenpartei die Wirtschafts-
lobbyisten nervös werden lassen. 
Und tatsächlich haben bisher die 
Erhöhung der Mehrwertsteuer, 
die angekündigten vier Milliar-
den Einsparungen bei Hartz  IV, 
die Anhebung des Rentenalters 
auf 67 Jahre, die Fortschreibung 

der Orientierung auf Ausland-
seinsätze der Bundeswehr und 
und und ... kaum Protest hervor-
gerufen. Zu mächtig erscheint 
wohl auch die neue Große Koa-
lition.

Wir haben jedoch im Herbst 
2004 mit den spontan entstan-
denen Montagsdemos erlebt, wie 
schnell das Fass am Überlaufen 
ist, wenn es ordentlich brodelt.
Darum: Werdet aktiv gegen die 
„Du bist Deutschland“-Kam-
pagne und gegen die Pläne der 
neuen Bundesregierung! Seid 
kreativ und beteiligt euch an 
Aktionen. Baut Gegenöff entlich-

keit auf und verteilt den Rotdorn 
weiter! Denn Gott sei Dank hat 
jede/r selbst die Wahl, kleines 
Rad oder Sand im Getriebe der 
Deutschland AG zu sein. Du bist 
Deutschland? Bleib lieber Du 
selbst!
■ Norbert Müller ['solid], sk, mh

Inzwischen existieren im Internet mehr Parodien als Originalmotive:  
»Du bist Deutschland« lädt dazu ein, kreativ seine Meinung kund zu tun

Fraktion in der BVV
Bezirksamt
Haus 7
Zimmer 109
Fröbelstr. 17
10400 Berlin
Fon: 902  95  50  08 
Fax: 902  35  65  19
e-mail: fraktion@linke.pds-pankow.de

Pankow

www.linke.pds-pankow.de

Anzeige

Gegenkampagnen:
www.du-disst-deutschland.de
www.ich-bin-nicht-deutschland.dl.am

Beitrag bei „indymedia“, den wir in 
Teilen verwendet haben:
http://de.indymedia.org//2005/09/128980.shtml

»Du bist Deutschland«-Motive:
www.f lickr.com/groups/dubistdeutschland/pool
www.arbeiterfotografi e.com/sozialraub/
2005-11-25-du-bist-deutschland.html

Infos
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• Wir sind eine kleine Gruppe junger Men-
schen, die sich politisch einmischen will.  
Denn es wäre eine Katastrophe, wenn sich 
an dem kapitalistischen Prinzip, das Wich-
tigste ist Prof it, nichts ändern würde. Haus-
haltslage, Standort und Prof it der großen 
Unternehmen stehen bei politischen Ent-
scheidungen über Bedarf, Notwendigem und 
Menschlichkeit.

• Wir wollen gemeinsam ein prof iliertes, 
ambitioniertes Zeitungsprojekt verwirkli-
chen. Wir verstehen uns als linke Jugend-
zeitschrift aus Berlin und Brandenburg. 
Herausgegeben wird der Rotdorn von der 
sozialistischen Jugendorganisation ['solid] 
Berlin und Brandenburg.
• Wir verstehen uns nicht nur als alterna-

tive Informationsquelle, sondern auch als 
Plattform einer antikapitalistischen Jugend-
bewegung. Deshalb geben wir auch verschie-
denen linken Gruppen die Möglichkeit zur 
Veröff entlichung.
• Grundlegende gesellschaftliche Umwäl-

zungen sind nicht möglich, wenn nicht zu-
vor eine große Mehrheit der Bevölkerung 
„das Alte“ grundsätzlich in Frage stellt. Mo-
mentan ist dies aber nur ein kleiner Teil der 
Bevölkerung, der das momentane System 
grundlegend und grundsätzlich ablehnt. Von 
daher ist die Schaff ung einer Gegenöff ent-
lichkeit, die Alternativen zur herrschenden 
Politik benennt und darstellt, die wichtigste
Aufgabe der deutschen Linken. Dieser 
„Kampf um die Köpfe“ ist Voraussetzung 
für jede grundsätzliche gesellschaftliche 

Änderung. Mit unserer Zeitschrift, Rot-
dorn, wollen wir ein in unseren Kräften 

liegenden Beitrag dazu leisten, den Kampf 
um die Köpfe aufzunehmen. 
• Notwendig sind nicht politische Eintags-

fl iegen und Hau-Ruck-Aktionen, sondern ein 
langer Atem. Wir geben den Rotdorn seit über 
15 Jahren heraus und wir sehen keinen Grund, 
warum es nicht noch 100 werden sollen.
• Kein Redaktionsmitglied verdient einen 

Cent für seine Mitarbeit. Alle Entscheidun-
gen werden in der Redaktion demokratisch 
getroff en. Es gibt keine Hierarchien oder Pri-
vilegien.
• Weltweit formiert sich eine neue antika-

pitalistische, außerparlamentarische Bewe-
gung mit völlig neuen Gruppierungen, An-
sätzen und Aktionsformen. Dieses Spektrum 
reicht von den „Zapatistas“ in Mexiko, über 
die „tute bianche“ in Italien bis zu „attac“ und 
vielen, vielen anderen Gruppen, die man gar 
nicht alle aufzählen kann. Wir erklären uns 
solidarisch mit dieser Bewegung, die gegen 
die ausbeuterische Globalisierung, gegen 
kriegerische Mittel, gegen die Zerstörung 
unserer Erde und für eine andere Welt ohne 
Ausbeutung und Unterdrückung eintritt. Wir 
verstehen uns als Teil dieser Bewegung.
• Die Widersprüche, die eine neoliberale Po-

litik produziert, werden weiter wachsen und 
auch der Widerstand gegen diese. Der Wider-
stand muss von links gestärkt und aufgefan-
gen werden.
• Außerparlamentarische Arbeit in progressi-

ven Bewegungen und den Gewerkschaften ist 
wichtiger als das Gerangel um Pöstchen und 
das F inden von parlamentarischen Mehrhei-
ten. Parlamentarisch ist bei der momentanen 
gesellschaftlichen Lage und den bestehenden 
Kräfteverhältnissen nichts Grundlegendes
 in diesem Land zu verbessern.
• Die parlamentarische Vertretung der Lin-

ken, die neue Bundestagsfraktion „Die Lin-
ke“, sollte ein Sprachrohr der Gegenöff ent-
lichkeit sein. Sie sollte das Parlament dazu 
benutzen alternative Lösungen für bestehen-
de Probleme der Öff entlichkeit darzustellen. 
Insofern hat die neue Linke im Bundestag 
die historische Aufgabe, glaubhafte parla-
mentarische Vertreterin der Ausgegrenzten 
und »Überfl üssigen« zu sein.
• Wenn das Maß aller Dinge Prof it und Geld 

ist, werden die Probleme der Welt nicht ge-
löst werden können, sondern sich verschär-
fen. Die Frage Sozialismus oder Barbarei, 
die schon Rosa Luxemburg stellte, ist daher 
aktueller denn je. So ist unser politisches 
Handeln nicht Selbstzweck oder Selbstbe-
friedigung, sondern der Verantwortung der 
Erde und unseren Nachkommen gegenüber 
geschuldet.
• Wir treten für ein solidarisches Miteinan-

der der Linken ein.
■ Die Rotdornredaktion

die rotdornredaktionwwer wir sind und was wir wollener wir sind und was wir wollen

In Deutschland sind wir aktiv im globalisie-
rungskritischen Netzwerk ATTAC, im Aktions-
bündnis gegen Studiengebühren (ABS), im 
antifaschistischen Bündnis aktiver Fußballfans 
(BAFF) und anderen linken außerparlamentari-
schen Zusammenschlüssen.
Darüber hinaus ist der sozialistische Verband 
Mitglied des European Network of Democratic 
Young Left (ENDYL), nimmt regelmäßig an den 
Europäischen Sozialforen teil und unterhält zu 
einer Reihe von Mitgliedsverbänden des Welt-
bund Demokratischer Jugend (WBDJ) gute 
Beziehungen.
Unser Engagement orientiert sich an dem An-
spruch, dass Politik viel stärker im öff entlichen 
Raum stattf inden muss. Politische Bildung, der 
Eintritt in eine kulturelle Off ensive von links 
und die bewusste politische Aktion sind Mit-
telpunkte unserer Aktivität.
['solid] ist in Brandenburg und Berlin ein 
Haufen von jungen Frauen und Männern, 
die gemeinsam für eine sozialistische Gesell-
schaftsordnung kämpfen, in der kein Mensch 
hungern und obdachlos sein muss, Sexismus 
ein Fremdwort ist, in der jede und jeder ihre/
seine Fähigkeiten frei entfalten und ihre/seine 
Bedürfnisse befriedigen kann. Kurzum: eine 
Gesellschaft, in der der Mensch nicht mehr des 
Menschen Wolf ist. Eine Gesellschaft frei von 
kapitalistischen Zwängen und Krieg.

w www.solid-web.de w www.solid-berlin.dew www.solid-brandenburg.dew www.socialist2005.de

['solid] steht für „sozialistisch, links, demokra-
tisch“. ['solid] - die sozialistische jugend ist ein 
off ener, unabhängiger und der Linkspartei 
nahestehender Jugendverband, der sich kri-
tisch zur kapitalistischen Gesellschaft in den 
aktuellen politischen Auseinandersetzungen 
engagiert. Als Teil einer emanzipatorischen 
und antifaschistischen Bewegung suchen wir 
die Zusammenarbeit mit anderen Bündnispart-
nerInnen. In einer Reihe von Bundesländern ist 
['solid] inzwischen anerkannter Jugendver-
band der Partei Arbeit & soziale Gerechtigkeit 
– Die Wahlalternative (WASG).
['solid] tritt als noch recht junger sozialistischer 
Jugendverband (gegründet 1999 in Hannover) 
bundesweit auf. Der Verband organisierte Kam-
pagnen, die eine breite Öff entlichkeit f inden, 
ist fest in den außerparlamentarischen Bewe-
gungen und auch den Parlamenten verankert. 
So wurden 50.000 Musik-CDs unter dem Label 
„Aufmucken gegen Rechts“ an Schulen ver-
teilt, zu den Bundestagswahlen 2005 brachte 
['solid] sich mit einer eigenständigen Kampa-
gne („Arbeite, konsumiere, gehorche – oder 
such’ nach anderen Wegen“) ein.

»Erst kommt das Fressen, dann die Moral.«
2006 jährt sich der 50. Todestag von 
Bertholt Brecht
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Was möchten Sie den streiken-
den Studenten mit auf den Weg 
geben? Sie haben ja jahrelange 
Erfahrungen als Professor an 
der Freien Universität.

Das Wichtigste ist zunächst 
einmal, dass die Studierenden 
jetzt jedenfalls zum Teil erkannt 
haben, dass die Modularisierung 
von Studiengängen erhebliche 
Tücken hat und dass dahinter ein 
Disziplinierungsprojekt steht, 
was die Studierenden nicht etwa 
ermuntern soll, toll zu studie-
ren, sondern ein Konzept, was 
zwischen angeblich guten und 
schlechten Studenten selektiert 
und sie mit Maluspunkten dann 
möglichst von der Universität 
verschwinden lässt. Sie haben 
auch verstanden, die Studieren-
den, dass die Abschaff ung von 
Diplom- und Magisterstudien-
gängen und nur noch einäugiges 

Gucken auf den Master  (MA)- 
und Bachelorabschluss  (BA) dazu 
führen wird, dass nur 30 Prozent 
der Studierenden vom BA zum 
MA wechseln kann, dass heißt 
70 Prozent der Studierenden mit 
einem Fast-Food-Studium aus-
geschieden werden sollen. Das 
f inden sie besonders empörend. 
Und der aktuelle Anlass an der 
FU ist natürlich auch, dass hier 
ein Verfahren, ein so genanntes 
Campusmanagement, eingeführt 
worden ist, wo man nur noch sa-
gen kann, dass ist Ekstase büro-
kratischen Wahnwitzes. Und wo 
die Studierenden im Grunde ge-
nommen behandelt werden wie 
Vollidioten und die Dozenten 
dazu. Und das hat sie auch em-
pört. Das heißt, die Diskussion 
läuft zunächst an der FU sehr 
stark universitätsbezogen. 
Der Brasst der Studierenden ist 

da, vor allen Dingen bei den jün-
geren Semestern, die noch was 
von der Universität haben wol-
len. Und das ist eigentlich ein gu-
ter Motor vor Weihnachten und 
hoff entlich auch nach Weihnach-
ten, da doch einiges an Dampf zu 
machen. Und die Universitäts-
leitung hat schon bei manchen 
Sachen eingelenkt, so dass auch 
schon ein erster Erfolg des Stu-
dentenstreiks zu verzeichnen ist.

Inwieweit spielt eine mögliche 
Einführung von Studienge-
bühren für den Streik an der 
FU eine Rolle? Es gibt ja jetzt 
auch bundesweit eine gewisse 
Streikbewegung.

Ich glaube, dass die Solidari-
sierung gegenüber Hamburg und 
den Studenten in Tübingen oder 
in Stuttgart, die spielt an der FU 
schon eine Rolle. Wir sind ja jetzt 
bei den Studiengebühren in Ber-
lin noch nicht aktuell bedroht. 
Nur kann man sich natürlich ab-
lesen, wenn jetzt sechs oder sie-
ben Bundesländer die Studienge-
bühren einführen, dann wird in 
der SPD und selbst auch in der 
Linkspartei in Berlin die Diskus-
sion losbrechen über Studienge-
bühren. Und es ist völlig off en, 
was passiert. Zunächst ist es 
aber mal der Ärger über die mise-
rablen Studienbedingungen und 
die Enttäuschung darüber, dass 
die Universität nicht einigerma-
ßen vernünftige Studienbedin-
gungen überhaupt praktizieren 
kann, das ist der Hauptpunkt 
des Ärgernisses.

Eine Protestform ist jetzt der 
Studentenstreik. Sie haben ja 
auch weitergehende Überle-
gungen, was zivilen Ungehor-
sam anbetriff t. Vielleicht kön-
nen Sie noch einige Gedanken 
dazu darstellen, wie man auch 
auf anderen Ebenen etwas er-
reichen kann.

Ich habe den Studierenden 
heute in der Vollversammlung 
gesagt, dass man Alternativen 

Am Rande des Treff ens der „Initiative zur Gründung eines 
Berliner Sozialforums“ am 5. Dezember 2005, interview-

te der Rotdorn Prof. Peter Grottian zu dem Studentenstreik an 
der Berliner Freien Universität, der vom 5. bis 9. Dezember 2005 
stattfand. Der Streik richtete sich gegen die Abschaff ung der 
Diplomstudiengänge und das neu eingeführte Campusmanage-
ment. Mithilfe des Campusmanagements werden Anwesenheit 
und Leistungen kontrolliert und digital verwaltet. Laut Herstel-
ler ist mit diesem System auch eine einfache Abrechnung der Stu-
diengebühren möglich. 
Peter Grottian, Jahrgang '42, studierte Sozial wissenschaften. 
Er promovierte 1973 und ist seit 1979 Professor für Politik-
wissenschaft am Otto-Suhr-Institut der Freien Universität Ber-
lin. Er sitzt im Vorstand des „Komitees für Grundrechte und De-
mokratie“ und hat die „Initiative Banken skandal“ mitgegründet. 

» Die Studierenden werden behandelt 
 wie Vollidioten und die Dozenten dazu.«

H o c h s c h u l p o l i t i k :  I n t e r v i e w  m i t  P r o f e s s o r  P e t e r  G r o t t i a n

zu dem Studium ausarbeiten 
muss und dazu auch, wie man 
mit einem Studium vernünftig 
umgehen kann. Man muss dafür 
kämpfen, dass eine Pluralität von 
Studienordnungen da ist. Und 
man muss in den Protest- und 
Konfl iktformen auch Formen 
des zivilen Ungehorsams haben. 
Ich habe heute als Hochschul-
lehrer auch erklärt: Ich würde 
mich an das Campusmanage-
ment nicht halten. Ich würde 
keine Liste herumgeben, wo 
sich die Studenten eintragen 
müssen. Ich würde den Zwang, 
die Hausarbeiten nach drei Wo-
chen zu benoten und die Noten 
einzugeben, ich würde das alles 
nicht tun. Und ich meine damit 
natürlich nicht nur die Kritik am 
Campusmanagement, sondern 
eigentlich auch an dieser Form 
von McDonaldisierung des Bil-
dungswesens, das in Päckchen 
abgepackte, demnächst nur noch 
mit Multiple-Choice abgefragte 
Wissen, was das exemplarische 
Studium nach hinten bringt. 
Ich glaube, dass die Studieren-
den schon verstanden haben 
und auch selbst einige Überle-
gungen dazu haben, wie diese 
Vorstellungen von Alternativen 
und zivilem Ungehorsam aus-
sehen. Ihnen ist klar, dass man 
den Herrschenden weh tun muss 
und zwar erheblich.Keine Scheu vor der Konfrontation: Prof. Grottian während einer Demo

Während einer Pressekonferenz der 
„Initiative Bankenskandal“
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Nun ist diese Idee nichts wirklich
bahnbrechendes, da es schon in 
Niedersachsen derartige Kon-
strukte gibt. Das Ganze klingt 
dann schon anders, wenn es eine 
trinationale Stiftungsuni wer-
den soll. Naja – man bef indet 
sich in Deutschland (Eins) und 
hat eine ganze Menge polnische 
Studenten, als Polen (Zwei), ach 
ja und die Franzosen, warum 
die Franzosen, ach ist doch egal, 
Frankreich ist immer gut (Drei). 
Toll! Wie kann man da nicht be-
geistert sein?
Jeder, der mal vorsichtig an-
fragt, wie denn diese Stiftungs-
uni rechtlich aussehen soll, da 
es eine derartige Möglichkeit 
im Brandenburger Hochschul-
gesetz gar nicht gibt, oder der 
sich Gedanken über die Mitbe-
stimmungsrechte von Studie-
renden macht oder gar denkt, 
dies sei doch ein Einfalltor für 
Studiengebühren, muss doch 

zwangsläuf ig ein blöder Spiel-
verderber sein. Auch scheint es 
keiner weiter problematisch zu 
f inden, wenn da von allen mög-
lichen Seiten immer wieder von 
Stiftungskapital und Zuwen-
dungen, die man von der Wirt-
schaft einwerben möchte, was 
als Stiftungsuni ja viel leichter 
ist, geredet wird. Aber natürlich 
bekämen die Herren Manager
darum keine Mitsprache bei For-
schung und Lehre. 
Und wer gibt schon einer Univer-
sität, auch wenn sie sich Euro-
pa-Universität nennt, genügend 

Wer hat sie dazu nur angestiftet ?
Manche Sachen wären echt lustig, wären 

sie nicht wahr. Eine dieser Sachen ist 
wohl die Umwandlung der Viadrina, einer 
kleinen, recht jungen Universität in Frank-
furt/Oder. Man stelle sich vor: Eine besorgte 
Universitätspräsidentin macht sich Gedanken 
darüber, was denn aus der kleinen Universität 
werden soll. Und sie hat den Einfall, man kön-
ne sie doch zu einer Stiftungsuni machen.

B r a n d e n b u r g :  D i e  V i a d r i n a  s o l l  S t i f t u n g s u n i v e r s i t ä t  w e r d e n

Stiftungskapital für ein solches 
Projekt, schließlich ist doch der 
Staat so pleite. Da verwundert es 
schon, dass der Bund plötzlich 
60 Millionen Euro Stiftungska-
pital für ein solches Projekt übrig 
hat. Böse Zungen behaupten ja, 
dass die besorgte Universitäts-
präsidentin dieses Geld sozusa-
gen als Aufwandsentschädigung 
zugesichert bekommen hat, 
dafür, dass sie für eine gewisse 
Partei ins aussichtslose Rennen 
um die Präsidentschaft im Bund 
geht. Das ist doch auf jeden Fall 
großzügig. Sollten sich andere 

Universitäten auch dazu ent-
scheiden wollen, Stiftungsuni zu 
werden, bekämen sie dann auch 
eine solche Zuwendung?
Und weil das nun so alles un-
bedingt begeisterungsfähig ist, 
lässt man die Studierenden über 
die Details lieber im Unklaren. 
Wer an alle dem etwas proble-
matisches f indet – ab in die Ecke 
zu den Spielverderbern und will-
kommen in Deutschland!

■ H. D. M. Herrmann

Dafür kann ich eine aus folgenden Prämien wählen

O Marx/Engels: »Das kommunistische
Manifest« – gelesen von Rolf Becker
(Hörbuch)

O »Equal goes it loose«. Heinrich Lübke
redet für Deutschland (Hörbuch)

O Der Bär auf dem Försterball, Hacks und
Anverwandtes (CD), vorgetragen von
Wiglaf Droste, Rayk Wieland und anderen

......................................................................................................
Name/Vorname

......................................................................................................
Telefon

......................................................................................................
Straße/Nr.

......................................................................................................
PLZ/Ort

Ich bestelle das
O Normalabo (mtl. 26,80 Euro),
O Solidaritätsabo (mtl. 34,20 Euro),
O Sozialabo (mtl. 19,60 Euro).

Ich bezahle mein Abo
O monatlich (nur mit Bankeinzug),
O vierteljährlich (3 % Rabatt),
O halbjährlich (4 % Rabatt),
O jährlich (5 % Rabatt)
per O Einzugsermächtigung    

O Rechnungslegung.

Ich ermächtige Sie hiermit, den Betrag von meinem Konto
abzubuchen:

......................................................................................................
Geldinstitut

......................................................................................................
Bankleitzahl

......................................................................................................
Kontonummer
Das Abo läuft mindestens ein halbes Jahr und verlängert sich um den vorn
angekreuzten Zahlungszeitraum, wenn ich es nicht 20 Tage vor Ablauf
(Poststempel) bei Ihnen kündige.

......................................................................................................
Datum/Unterschrift

Den Coupon schicke ich an: Verlag 8. Mai GmbH,
Karl-Liebknecht-Straße 33, 10178 Berlin, oder faxe
ihn an die Nummer 030/53 63 55 44.Die Linke stärken

1 0 0 0  A B O S J E T Z T

Ja, ich abonniere die junge Welt für mindestens ein halbes Jahr

jungeWelt
Die Tageszeitung

w w w. j u n g e w e l t . d e
A b o h o t l i n e :

0 3 0 / 5 3  6 3  5 5  8 0

rotdorn

Anzeige
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Fakt ist, dass inzwischen nur 
noch 23  Prozent der Unterneh-
men ausbilden und nicht einmal 
die Hälfte aller Ausbildungs-
platzbewerber im dualen Berufs-
bildungssystem unterkommt. 
Die andere Hälfte geht entweder 
komplett leer aus, muss sich mit 
einer vollschulischen Ausbil-
dung ohne Betriebspraxis und 
damit schlechteren Jobchancen 
zufrieden geben oder wird in 
eine so genannte »Warteschlei-
fe« abgeschoben. Je größer die 
tatsächliche Versorgungslücke 
bei der berufl ichen Ausbildung 
wird, um so mehr Leute werden 
in eben diesen »Warteschleifen« 
bzw. Maßnahmen der Arbeits-
ämter abgesetzt und gelten dann 
schlichtweg als statistisch ver-
sorgt. Damit ist die statistische 
Wirklichkeit von der Realität 
aber um Meilen entfernt. Denn 
wenn die BewerberInnen, die 
in den Maßnahmen landen, da-
zugerechnet werden, klaff te im 
Jahr 2005 sogar eine reale Lücke 
von mehr als 130  000 fehlenden 
Ausbildungsplätzen.
Die Berufsbildung steht also 
unter einem enormen Verände-

rungsdruck. Wie dieser aber po-
litisch umgesetzt wird, ist wieder 
eine andere Frage. Im Bundes-
tagswahlkampf z. B. trat Günter 
Lambertz vom Deutschen Indus-
trie- und Handelstag eine Debat-
te vom Zaun, die Ausbildungsver-
gütungen drastisch zu senken, 
um mehr Lehrstellen zu schaf-
fen. Dieser Impuls wurde gerade 
aus den Reihen der CDU wie FDP 
positiv aufgenommen und gab Öl 
ins Feuer der angesetzten Place-
bo-Debatten um die so genannte 
»Ausbildungsunfähigkeit« und 
das »verfehlte Anspruchsden-
ken« der Jugend. Diese Debatten 
verhehlen im weiten Bogen die 
wirklichen Ursachen der Ausbil-
dungsmisere und sollen letztlich 
wohl nur Schubmasse für die 
Schlagrichtung der neoliberalen 
Bildungsökonomie sein.

Die Leiden der jungen Bewerber
Dabei liegen wirkungskräftige 
Konzepte zur Schaff ung von qua-
lif izierten Ausbildungsplätzen 
schon lange in den Schubladen. 
Die SPD kann die auf ihren Par-
teitagen beschlossenen Anträge 
für eine Ausbildungsplatzumla-
ge kaum mehr zählen, knickte 
aber im letzten Jahr erneut vor 
den Wirtschaftslobbys ein und 
bremste ihr eigenes Umlagege-
setz aus. Statt eines Gesetzes, 
mit dem die ausbildungsunwil-
ligen Unternehmen zur Kasse 
gebeten werden, installierte sie 
dann den sogenannten Ausbil-
dungspakt und setzte damit 
abermals auf eine freiwillige Ver-
einbarung mit der Wirtschaft. 
Abermals vergebens – die Lücke 
wächst weiter.

Um dieser unhaltbaren Situati-
on etwas entgegen-
zusetzen, gründen 
sich zur Zeit bundes-
weit Jugend-Ausbil-
dungsbündnisse. In 
diesen Bündnissen 
wollen die Gewerk-
schaftsjugenden und 

A u s b i l d u n g :  J u g e n d - A u s b i l d u n g s b ü n d n i s  g e g r ü n d e t

Jugendverbände wie ['solid] - die 
sozialistische jugend, die Falken, 
SDAJ oder die Jusos gemeinsam 
für eine Ausbildungsumlage An-
lauf nehmen. Mit vielfältigen 
Aktionen soll das Th ema wieder 
in die Öff entlichkeit getragen 
und auf die Perspektivlosigkeit 
vieler junger Menschen auf-
merksam gemacht werden. Wer 
ständig eingetrichtert bekommt, 
dass er selbst Schuld habe, wenn 
er ohne Ausbildung dasteht, 
hat hier Möglichkeit, eine alter-
native Plattform zu f inden und 
zusammen mit anderen für die 
eigenen Rechte und Perspekti-
ven streiten.

■ Haimo, ['solid] Berlin

www.jugendbuendnis.de
www.nele-hirsch.de

Infos

W enn in der Politik vom »Wachstum« gesprochen wird, lohnt 
es sich genau hinzuschauen. Zur Zeit sind es nämlich vor 

allem die Versorgungslücken, die wachsen. Oder anders: Es gibt 
mehr vom Weniger.  Auch bei der Ausbildung steht die Politik der-
zeit auf dem Schlauch. Wie jedes Jahr ist die Zahl der Jugend-
lichen, die beim Bewerbungsmarathon um einen Ausbildungs-
platz auf der Strecke geblieben sind, erneut angestiegen. Und das 
Wachstum scheint kein Ende zu f inden. Warum?

Rosa-Luxemburg-Stiftung vergibt Stipendien
Die Rosa-Luxemburg-Stiftung vergibt Stipendien an Studierende und Promovierende, die sich durch hohe 
fachliche Leistungen und ein breites gesellschaftliches Engagement auszeichnen. Sie will durch ihr Wirken 
demokratische Partizipation, Wahrnehmung sozialer Verantwortung und Stärkung solidarischer Initiativen 
fördern. Neben der fi nanziellen Förderung bietet die Rosa-Luxemburg-Stiftung den StipendiatInnen ein 
umfangreiches ideelles Förderprogramm, bestehend aus Seminaren, Fachtagungen, Ferienakademien und 
Bildungsreisen. Darüber hinaus fi nanziert sie auch stipendiatische Arbeitskreise zur Diskussion fachlicher 
Inhalte. 

Weitere Informationen und Bewerbungsunterlagen können heruntergeladen werden unter  www.rosalux.de
Nächster Bewerbungsschluss ist der 30. April 2006

Kontakt: Rosa-Luxemburg-Stiftung, Studienwerk, Franz - Mehring - Platz 1, 10243 Berlin,
 Telefon: 030/44  310  223, Fax: 030/ 44 310 188, Mail: studienwerk@rosalux.de

Anzeige
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Die Revolte der »Überfl üssigen«
 Die soziale Ausgrenzung von
Frankreichs Vorstädten
von Klaus Körner

Während bis Mitte der siebziger 
Jahre in Frankreich Arbeiterstreiks 
und Gewerkschaftskampf die 
Eckpunkte der sozialen Frage 
bildeten, traten danach die Un-
ruhen der sozial Ausgegrenzten 
in den Vordergrund. Am Rande 
der Städte entstanden durch 
Ausgrenzung ganze Bereiche, 
die sich von der integrierten, 
etablierten Gesellschaft immer 
weiter zu entfernen schienen. Die 
Zweiteilung der Gesellschaft in 
»Leistungsträger« und »Über-
fl üssige« (Kinder, Jugendliche, 
Arbeitslose, Einwanderer, Alte 
und Kranke) verschärft die sozi-
alen Spannungen, je weiter sich 
die Schere zwischen Ausgegrenz-
ten und wohlhabenden Bürgern 
öff net. Zwar hat dieses Phänomen 
noch nicht die Ausmaße erreicht, 
wie wir sie aus den Slums der sog. 
Dritten Welt oder den Stadtrand-
favelas Lateinamerikas kennen. 
Jedoch die brennenden Vorstädte 
in Frankreich haben gezeigt, wie 
sich auch in den postindustriellen 
krisengeschüttelten Gesellschaf-
ten Westeuropas die Widersprü-
che verschärfen. 
Die beiden französischen Sozio-
logen und Buchautoren haben 
mehrere Jahre in den Pariser 
Vorstädten mit den Ausgegrenz-
ten gelebt. Sie versuchen in ihrem 
Buch Hoff nungslosigkeit, Gewalt-
bereitschaft und bittere Armut, 
rassistische Diskriminierung und 
menschliches Elend zu erklären, 
auf die neoliberale und rechtspo-
pulistische Politik nur mit dem 
Ruf nach der Polizei antwortet, 
um die gute Gesellschaft vor dem 
»Abschaum« und dem »Gesindel« 
zu schützen.

F.  Dubet & D. Lapeyronnie, 
Im Aus der Vorstädte
Stuttgart Klett-Cotta 1994,
ISBN: 360  891  40  99

Wir können in Venezuela eines 
der großen revolutionären Dra-
men verfolgen, so wie den Spa-
nischen Bürgerkrieg oder die 
Russische Revolution. Die ve-
nezolanische Revolution ist zu 
einem Weltereignis geworden, 
eines, das weltweite Solidarität 
gegen die imperialistische In-
tervention erfordert und das, 
wie konkrete Beispiele bewei-
sen, zeigt, dass eine andere Welt 
möglich ist.

Einige Beispiele sollten genügen, 
um diesen Punkt unter Beweis 
zu stellen:

55  Prozent der Bevölkerung 
nehmen derzeit an Bildungs-
maßnahmen teil, sodass u. a. 
der Analphabetismus ausge-
löscht werden konnte
In den letzten sieben Jahren 
wurde medizinische Behand-
lung und Versorgung für 
alle kostenlos zugänglich ge-
macht
Die Versorgung mit Grund-
nahrungsmitteln  zu niedrigen 
Preisen für die Armen und die 
Mittelklasse ist sichergestellt 
4000 kostenlose Kantinen 
wurden aufgebaut,  damit es 
nie wieder Hungersnöte gibt

Land wird an landlose Bauern 
verteilt
F ischerdörfer werden gegen 
die großen F ischereikonzerne 
geschützt
alle gewählten Beamten ein-
schließlich des Präsidenten 
können nach der Hälfte ihrer 
Amtszeit abgewählt werden
neue Radio- und Fernsehsen-
der haben begonnen zu sen-
den, bei denen auch das Volk 
mitarbeiten und mitproduzie-
ren kann, genauso wie beim 
südamerikanischen Kanal Te-
lesur, der  geschaff en wurde, 
um eine Alternative zu den 
Ansichten von CNN und ande-
ren Fernsehsendern zu bieten
Von ArbeiterInnen besetzte 
Betriebe wurden enteignet und 
werden nun unter der Kontrol-
le und dem Management der 
ArbeiterInnen geführt
Das Land diskutiert im Mo-
ment wie man den „Sozialis-
mus des 21. Jahrhunderts“ 
aufbauen kann

Ñ  weiter auf Seite10

¡Viva la Revolución! 

Am 19. November 2005 hat das Netzwerk Venezuela ein 
bundesweites Treff en abgehalten, um die verschiedenen So-

lidaritätskampagnen aus ganz Deutschland zusammenzuführen. 
Die deutschsprachige Version der Venezolanischen Verfassung, 
die die Grundlage für eine neue Gesellschaft gelegt hat, wurde 
von der Botschafterin präsentiert. 
Eine neue Phase der Solidarität mit Venezuela hat begonnen. 
Eine, in der wir versuchen, die Neuigkeiten über Venezuelas 
friedliche, demokratische und sozialistische Revolution überall 
zu verbreiten (bei Interesse könnt ihr die deutschsprachige Version der 
Venezolanischen Verfassung bei uns bestellen).

I n t e r n a t i o n a l :  R e v o l u t i o n ä r e r  P r o z e s s  i n  V e n e z u e l a

•

•

•

•

•

•

•

•

•

•

Venezuelas Staatspräsident Hugo Chávez

Lesestoff
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Ñ  Fortsetzung von Seite 9

International hat Venezuela eine 
Kooperation mit Kuba aufgebaut, 
zwischen diesen Ländern wird Öl 
gegen Ärzte ausgetauscht, um die 
Auswirkungen des 40 jährigen 
US-Boykotts und den Verlust des 
Sowjethandels 1991 auszuglei-
chen. Die neue Mission „Mira-
colo“ (zu deutsch Wunder) bietet 
allen Armen Amerikas kostenlo-
sen Transport und Behandlung, 
um sich in Kuba oder Venezuela 
einer Laseroperation gegen Grau-
en Star zu unterziehen, 150  000 
US-Bürger werden jedes Jahr die 
Möglichkeit haben, diese Leis-
tung in Anspruch zu nehmen. 
Während des Winters wird Heiz-
öl für  Millionen arme Menschen 
in den USA bezuschusst werden, 
auch, um Herzen und Köpfe der 
Armen in den USA zu gewinnen 
und um diese zu überzeugen ge-
gen eine mögliche Intervention 
oder Aggression der Vereinigten 
Staaten, in Venezuela einzutre-
ten. Es besteht die Hoff nung, 
dass US-amerikanische Soldaten, 
deren Familien gesehen haben, 
welche Hilfe Venezuela  anbietet,

sich nicht freiwillig vom Irak 
nach Venezuela versetzen lassen 
werden. 
Im April 2002 fand ein Putsch 
statt, der von Washington un-
terstützt und vermutlich auch 
initiiert wurde, allerdings inner-
halb von 48 Stunden durch einen 
spontanen Protest von Millionen 
in die Knie gezwungen wurde. 
Dieser Protest hat den Großteil 
der Armee zurückgewonnen und 
damit den Putsch zum Scheitern 
gebracht. Später in diesem Jahr 
wurde eine Aussperrung durch 
die Unternehmer und wirtschaft-
liche Sabotage durch die Ölarbei-
terInnen vereitelt, die die Indus-
trie übernahmen und von da an 
ohne  korrupte Administration 
und Management weiterführten.
Ursprünglich wollte Chavez de-
mokratische und soziale Refor-
men umsetzen. Er und seine Un-
terstützerInnen haben bisher elf 
Wahlgänge gewonnen. Die Oppo-
sition der Reichen und Mächtigen 
zu Hause und im Ausland zwin-
gen ihn mit ihren Handlungen al-
lerdings dazu, den „Kapitalismus 
zu überschreiten“ (Chavez).

Der neue Gewerkschaftsverband 
UNT unterstützt die Kämpfe der 
ArbeiterInnen, verlassene oder 
geschlossene Fabriken in Besitz 
zu nehmen und in Richtung so-
zialistischer Besitzverhältnisse 
zu gehen.
Derzeit bedeutet das: Koopera-
tiven und verschiedene Formen 
der Selbstverwaltung, Arbeite-
rInnenkontrolle und Manage-
ment. In der von ArbeiterInnen 
kontrollierten Fabrik INVEVAL, 
die Ventile für die staatliche 
Ölf irma  PdVSA produziert, hat 
jeder Sektor der Fabrik eigene 
demokratische Komitees, die die 
Arbeit planen und eine allgemei-
ne Versammlung für generelle 
Fragen der Arbeitsdemokratie 
und Planung. 

Ein neuer Geist und neues Wis-
sen begleitet das neue Selbstbe-
wusstsein durch diese Revoluti-
on, ein Geist, der weltweit einen 
genauso starken Einfl uss hat wie 
die stärkste Armee und der mit 
unserer Hilfe die Basis einer neu-
en Welt legen kann.

■ heiko@khoo.org

Venezuela, ein Land im Aufbruch
Oben: Venezolanerinnen jeden Alters 
lernen im Rahmen der „Misión Robinson“ 
lesen und schreiben
Links: Ein venzolanischer Bauer be-
wirtschaftet sein eigenes Land und ist 
somit nicht mehr auf die Gnade reicher 
Großgrundbesitzer angewiesen
Rechts: „Ölräuber“ ist der Titel des Wand-
bilds in Venzuelas Hauptstadt Caracas

Um dich der Solibewegung mit Venezu-
ela anzuschließen, besuch die  Websites:
www.haendewegvonvenezuela.de
www.netzwerk-venezuela.de
Kontaktier uns, um F ilmvorführungen, 
Diskussionen und Veranstaltungen zu 
organisieren!

„Venzuela – ein Land der Hoff nung“ 
war Titel einer Sendung von „Rotdorn-
radioaktiv“, nachzuhören im Radio-
archiv unter: 
www.rotdorn.org

Infos

Petra Pau:
Ich will Werte wie 
Solidarität, Frieden 
und Gerechtigkeit 
stärker in der Bundes-
politik verankern.

Anzeigen

Zur Förderung von Politik, 
Bildung und Kultur e.V.

Kopenhagener Str. 76 
10437 Berlin 

Tel.:   (030) 47 53 87 24 
Fax.: (030) 47 37 87 75

www.helle-panke.de  
info@helle-panke.de

Im Ergebnis von Vorträgen und Bildungsveranstal-
tungen entstanden Publikationen folgender Reihen:
• hefte zur ddr-geschichte
• „Pankower Vorträge“ 
• Vielfalt sozialistischen Denkens  
• Philosophische Gespräche
• Berlin und seine Geschichte
• „Klartext“
• Einzelpublikationen
• Philosophische Gespräche

Die Hefte haben einen Umfang zwischen 44 und 72 
Seiten und sind alle jederzeit erhältlich. Sie können 
Einzelhefte schriftlich, telefonisch, bzw. per Fax be-
stellen oder wahlweise einzelne Reihen abonnieren.
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Wie schätzt du deine Arbeit im Europä-
ischen Parlament ein, vor dem Hinter-
grund der Mehrheitsverhältnisse und dem 
Machtverlust der Politik gegenüber der 
Wirtschaft?

Zunächst ist die Arbeit im Europäischen 
Parlament wirklich eine Erfahrung, wie stark 
Wirtschaftslobbys Politik beeinfl ussen, wie 
präsent sie sind, wie sie an dem Entschei-
dungsprozess teilnehmen. Das ist das eher 
weniger Erfreuliche. Umgekehrt habe ich 
aber auch in der Arbeit im Europäischen 
Parlament immer wieder die Erfahrung ge-
macht, dass wenn es außerparlamentarischen 
Druck gibt, wenn soziale Organisationen, 
Gewerkschaften und andere sich wehren 
gegen bestimmte Projekte und Veränderungen 
fordern, dass es dann durchaus möglich ist, 
dafür auch Mehr heiten zu f inden. Aber dann 
muss der Druck auch wirklich stark sein.

Du engagierst dich seit Jahren für Vene-
zuela. Wie kann man Solidarität mit dem 
venezuelanischen Volk üben?

Ich denke, dass fast das Wichtigste ist, 
über materielle Solidarität hinaus, die politi-
sche Solidarität. Das heißt das Informieren, 
das Bekanntmachen des Prozesses, der dort 
abläuft, und der Projekte, die dort stattf in-
den, weil das was in den Medien vermittelt 
wird ein Zerrbild von Venezuela ist. Wenn 
man z.B. selbst hinfährt, es gibt jetzt auch 
politische Reisen, die organisiert werden, 
dann kann man sich selbst ein ganz anderes 
Bild machen. Und ich denke, dass die Verant-
wortung von Linken in Europa darin besteht, 
diesen Prozess ganz solidarisch zu begleiten 
und bekannt zu machen, darüber zu spre-
chen, was dort wirklich stattf indet, und wie 
wichtig es ist, dass es weitergemacht werden 
kann und nicht abgebrochen wird. 

Wann und warum ist der sozialistische 
Versuch im 20. Jahrhundert ge scheitert?

Das ist jetzt natürlich eine Frage, die man 
schlecht mit einem Satz beantworten kann. 

Ich denke, das hatte verschiedene und viele 
Ursachen. Beginnend mit der Ausgangslage, 
die natürlich alles andere als positiv war. Wir 
waren von Anfang an das schwächere System. 
Wir wurden auch von Anfang an bekämpft. 
Das ist der eine Teil. Der andere Teil sind die 
eigenen Fehler, die wir gemacht haben. Über 
Zentralisierung, das völlig fehlende Vertrau-
en in das Engagement der Menschen. Dass 
man versucht hat, alle Entscheidungen in 
ganz wenigen Händen zu fokussieren, an-
statt die Menschen wirklich teilhaben zu 
lassen, wirklich Einfl uss nehmen zu lassen, 
wirklich auch debattieren 
zu lassen, die Probleme. 
Und das sind auch Bereiche, 
die man z. B. in Kuba anders 
gemacht hat. Kuba ist ja 
auch das einzige Land, was 
das ganze Desaster über-
standen hat. Ich meine, die 
wirtschaftlichen Probleme, 
die Kuba hatte, sind weiß 
Gott viel schwerwiegende-
rer Art als sie in der DDR 
waren. Off ensichtlich ist es 
eben so, dass sie ganz an-
ders mit ihren Problemen 
umgegangen sind und da-
durch diesen Rückhalt er-
halten haben.

Wie kann man linke Kon-
zepte den Bürgern näher 
bringen, insbesondere vor dem Hinter-
grund der Macht der Massenmedien?

Natürlich muss man alle Gelegenheiten, 
die man hat, nutzen, in die Medien zu kom-
men. Das ist das eine. Das andere ist, dass 
man versuchen muss, alternative Medien-
formen selber zu entwickeln. Das fängt bei 
den klassischen Möglichkeiten des Internets 
an. Dass man eine gut sortierte Website an-
bietet, dass man Newsletter anbietet. Aber 
eben auch bis hin zu kleineren Zeitschriften, 
Flugblättern und ähnlichem, wo man eigene 

Positionen auch wirklich darstellen kann. Ich 
denke, alle diese Varianten sind unglaublich 
wichtig, weil sie auch Möglichkeit bieten, die-
se Abhängigkeit von den Massenmedien beim 
transportieren von Inhalten zu überwinden.

Wie beurteilst du das Zusammengehen 
von PDS und WASG?

Natürlich auch wieder eine Frage, die man 
schlecht mit zwei Sätzen beantworten kann. 
Ich denke, dass es wichtig war, dass wir bei 
dem Wahlkampf gemeinsam agiert haben. 
Wir haben schon viele Gemeinsamkeiten 

im Sozialpolitischen. 
Wir haben ja am Ende 
auch ein wirklich gutes 
Wahlergebnis gemein-
sam erreicht. Aber ich 
denke, dass wir trotz-
dem keine Fusion übers 
Knie brechen sollten, 
sondern dass wir ganz 
genau gucken müssen, 
was für eine Partei wir 
wollen. Ich möchte eine 
sozialistische, eine an-
tikapitalistische Par-
tei. Ich weiß, dass das 
Teile der WASG anders 
sehen. Nicht alle. Es 
gibt sicherlich auch in 
der WASG Menschen, 
die das genauso sehen. 
Aber von den prägen-

den Kräften her ist es doch ein anderes Kon-
zept. Ich f inde, da sollte man auch vorsichtig 
damit umgehen, mit den Diff erenzen. Nicht 
übers Knie gebrochen etwas zusammen 
schmieden, was am Ende nicht  zusammen 
hält oder wo die PDS auch ihr Prof il als sozi-
alistische Partei, was ja mehr ist als eine Par-
tei, die für soziale Reformen streitet, wo sie 
ihr sozialistisches Prof il verlieren könnte.

»... sich wehren und 
  Veränderungen fordern !«

E u r o p a :  I n t e r v i e w  m i t  S a h r a  W a g e n k n e c h t

www.sahra-wagenknecht.de
www.venezuela-avanza.de

Infos

Bei einer ['solid]-Veranstaltung am Alex

Im Oktober 2005 besuchte eine Gruppe von ['solid]-Berlin Sahra Wagenknecht in Brüssel. 
Dabei ergab sich für unser Redaktionsmitglied Benni die Gelegenheit, sie während 

einer Sitzungspause des Parlaments zu interviewen.
Sahra Wagenknecht, 1969 in Jena geboren, studierte Philosophie und Neuere Deutsche 
Literatur. Sie ist Abgeordnete der Linkspartei.PDS-Delegation in der GUE/NGL Frakti-
on (Konföderale Fraktion der Vereinten Europäischen Linken/Nordische Grüne Linke) 
im Europäischen Parlament und Mitglied des Parteivorstandes der Linkspartei.PDS.
Weiterhin engagiert sie sich stark für die bolivarische Revolution in Venezuela und ist 
Mitbegründerin des Solidaritätsprojektes „Venezuela Avanza“. 



[  Rotdorn 43 I Seite 12  ]

Erinnerungen an den Palast  
der Republik
von Stefan Lippianowski 

Es war einmal ein Land, das einen 
Palast in der Hauptstadt Berlin 
gebaut hat, 1976. Im Sommer 76 
war ich mit meiner Mutter im Al-
ter von elf Jahren in dem Palast.  
Wir waren beeindruckt von seiner 
Höhe und von seiner Schönheit.  
Wenn man hineinkam, sah man 
über 1000 Lampen an der Decke.  
Und überall war Marmor an den 
Seiten.  Darauf hingen Bilder von 
DDR-Künstlern, die mich stark be-
eindruckt haben.
Dass auf dem Gelände des Palas-
tes das alte Stadtschloss stand, 
habe ich damals nicht gewusst  
Ich kann es nicht gut heißen, 
dass man das alte Stadtsschloss 
zerstört hat.
Der Palast war nicht nur ein Parla-
mentshaus, sondern auch immer 
ein Kulturhaus.  Von da wurden 
im   Fernsehen Veranstaltungen 
übertragen.  In dem Großen Saal 
war auch eine Wasserbühne.  Am 
7. Oktober 1989 wurde in dem 
Haus 40 Jahre DDR gefeiert, aber 
nur mit Einladung.  Draußen hat 
das Volk demonstriert.  Michail 
Gorbatschow war da und er hat 
gesprochen.  Zwei Tage später 
wurde das Ende der DDR einge-
leitet.  1990 wurde im Haus der 
Beitritt der DDR an die BRD be-
schlossen.  Bald darauf wurde das 
Haus geschlossen, wegen Asbest.  
Das war jedoch nur ein Vorwand. 
Heute geht es mit dem Abriss des 
Palastes nur um die Auslöschung 
der DDR-Geschichte.  Am 19. 11. 
2005 fand eine Demonstration für 
den Erhalt des Palastes statt.

 Kunst im Palast

Durch das Projekt „Volkspalast“ 
kommen internationale Künstler 
nach Berlin und nutzen kreativ 
die Möglichkeiten des Palastes. 
Das vom norwegischen Künstler 
Lars Ø Ramberg initiierte Projekt 
„Palast des Zweifels“ war eine von 
Januar bis Mai 2005 zu sehende 
Installation aus skulptural ge-
formten Neon-Buchstaben. 
Gedacht als Beitrag zum öff ent-
lichen Diskurs zu Fragen der 
Identität in einer globalisierten 
Welt, steht es exemplarisch für 
viele spannende Kunstprojekte. 
Aktuelle Aktionen unter:
wwww.volkspalast.com

Berlin ist einen Palast wert

In der architektonischen Kunst 
drückt sich der Anspruch von 
Gesellschaften aus. Der Palast 
der Republik sollte ein Volkspa-
last sein, ein öff entlicher Raum 
für alle. Doch diesem Anspruch 
gerecht zu werden, hat er vor der 
Wende nicht schaff en können. 
Es gab im Palast über ein Dut-
zend Gaststätten, ein Lichter-
meer an Lampen und kulturellen 
Auff ührungen. Dazwischen tagte 
die Volkskammer. Nicht nur die 
bestellte, auch die erste frei ge-
wählte der Deutschen Demokra-
tischen Republik. Aber ein Labor 
für neue Ideen durfte der Palast 
nicht werden. Nach der Wende 
geschlossen, dann für sehr viel 
Geld von Asbest saniert, soll er 
jetzt für eine unbekannte Sum-
me, Schätzungen gehen von 20 
bis 60 Millionen Euro aus, ver-
schwinden. 

Als Gnadenakt gestattete die 
Politik in der allerletzten Le-
bensphase des Palasts die Zwi-
schennutzung. Junge Künstler, 
Architekten, Schauspieler und 
Musiker, Berliner und Gäste der 

Stadt entdeckten dieses Gebäu-
de neu. Und die unheimlichen 
Möglichkeiten, die dessen rie-
sige Nutzfl äche inmitten der 
Hauptstadt für Kunst und Pro-
jekte jeder Art bietet. Sie sind es, 
die sich dem Abriss jetzt in den 
Weg stellen. Damit handeln sie 
außerordentlich politisch. Sie er-
kennen, dass hinter dem Palast 
mehr steht als Beton und Stahl. 
Sie kämpfen um die Erhaltung 
öff entlichen Raums. 

Vorläuf ig konnten sich die Pa-
lastabreißer am 4. Juli 2002 
im Bundestag durchsetzen. Sie 
galten als visionär und haben 
nicht die Zerstörung, sondern 
die Schaff ung eines Kulturraums 
namens „Humboldtforum“ in 
der äußeren Gestalt eines preu-
ßischen Verwaltungsschlosses 
propagiert. Inzwischen hat die 
Veröff entlichung der geheimge-
haltenen Machbarkeitsstudie die 
Argumente dieser falschen Visi-
onäre unwillentlich zerpfl ückt. 
Der Neubau wird nur einen Teil 
der Nutzfl äche des Palasts besit-
zen. Das an seiner Stelle geplante 

f iktive Schloss wird in Wirklich-
keit ein realexistierendes Luxus-
hotel für Betuchte sein und trotz 
privater Betreiber den Staat bis 
zu 1  200 Millionen Euro kosten. 
Und deswegen wahrscheinlich 
nie gebaut werden.

Der Palast steht für die Moderne. 
Dieser Architekturform des 20. 
Jahrhunderts mussten in ost-
deutschen Städten historische 
Stadtzentren weichen. Das ist 
bedauerlich. Aber der Moderne 
verdanken viele Städte auch die 
Lebendigkeit ihrer Zentren. Tau-
sende Wohnungen durchschnitt-
lich verdienender Menschen di-
rekt am Alexanderplatz. Grosse 
Kinos und Th eater mitten in den 
Städten und in unmittelbarer 
Nähe der dort Lebenden. Die den 
Palast abreißen wollen, mögen 
die Moderne nicht. Sie haben 
Vorstellungen von Stadtzentren, 
die sich an Leitbildern des 19. 
Jahrhunderts orientieren. Wir 
haben die Aufgabe, die Pluralität 
einer so unterschiedlich gewach-
senen Stadt wie Berlin zu vertei-
digen, da sich in unterschiedli-
cher Architektur unterschiedlich 
leben lässt. Berlin darf in seinem 
Zentrum nicht auf Potsdamer 
Platz und schicke Hotels Unter 
den Linden reduziert, seine Vor-
städte nicht zu Hartz-IV-Ghet-
tos werden. Berlin muss sich die 
Moderne und die Alternative in 
seinem Herzen bewahren. Dafür 
brauchen wir den Palast. Doch 
vorher braucht der Palast Dich: 
www.palastbuendnis.de.

■ Sascha Wagener

Berlin ist eine fantastische Stadt. Leider nicht aufgrund der ro-
mantischen, alten Gässchen  oder des hohen Lebensstandards 

der Bevölkerung, sondern wegen der vielen Gegensätze, die vie-
ruig Jahre Teilung  und unterschiedliche Entwicklung, verschie-
dene Auff assungen von Kunst und Ausdrücke von Architektur im 
Stadtbild hinterlassen haben. Manchmal hört man, Berlin sei die 
Stadt der Kunst oder zumindest der Künstlerinnen und Künst-
ler. Kunst ist, was mehr ist. Musik besteht aus mehr, denn aus 
aufeinanderfolgenden Tönen. Literatur besteht aus mehr, denn 
aus aneinandergereihten Buchstaben. Architektur, das sind nicht 
nur Steine und Mörtel oder, wie im Fall des Palasts der Republik, 
20  000 Tonnen Stahl. 

B e r l i n :  P a l a s t  d e r  R e p u b l i k  s t e h t  v o r  d e m  A b r i s s

kurz notiert
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Die deutsche Irak-Hilfe in den 
Vereinigten Arabischen Emiraten
Nach Beschlusslage der NATO 
bildet die Bundeswehr derzeit in 
den VAE ein irakisches Pionierba-
taillon (250 Mann) aus. Im April 
2005 wurde an gleicher Stelle ein 
Lehrgang für 120 Fahrzeugführer 
der irakischen Armee abgeschlos-
sen. 2004 hatte es die Ausbildung 
von fast 500 Polizisten bezie-
hungsweise Personenschützern 
gegeben. Im Irak selbst sollen 
auch künftig keine deutschen 
Militärberater präsent sein, ließ 
Kanzlerin Merkel während ihres 
Antrittsbesuches bei der NATO in 
Brüssel wissen. Die deutsche Wie-
deraufbauhilfe im Irak selbst hat 
ein F inanzvolumen von 210 Mil-
lionen Euro, wobei besonders ins 
Gewicht fällt, dass sich noch die 
rot-grüne Bundesregierung bereit 
fand, dem Irak 4,7 Milliarden Euro 
seiner Schulden zu erlassen.
aus „Freitag“ vom 12. 9. 2005

Wo ist die Kohle?!
Nach Armutsbericht 2004 der 
Bundesregierung leben 10 Prozent 
aller Bundesbürger mit soviel 
Geld, dass sie fast 50 Prozent des 
gesamten Privatvermögens aller 
Menschen hier im Land besitzen. 
»Die Kassen sind leer« heißt es, da-
für sind manch andere viel zu voll. 
Deshalb: Keine falsche Beschei-
denheit! Verlangen wir also höhere 
Löhne und mehr Sozialleistungen.
Aber bitte mit viel Geduld und Be-
harrlichkeit, denn wir werden nicht 
gleich alles sofort kriegen.

Seit fast 30 Jahren bef indet sich 
Afghanistan im Kriegszustand. 
Kriegerische Auseinanderset-
zungen und das Fehlen einer 
staatlichen Zentralgewalt prä-
gen die Gesellschaft, der Alltag 
ist durch Plünderungen, Verge-
waltigungen und andere Gewalt-
taten charakterisiert. Eine Rea-
lität, die Afghanistan mit vielen 
anderen Gebieten dieser Welt 
teilt. 

Das Engagement der USA und 
europäischer Staaten in Afgha-
nistan ist aus geostrategischer 
Sicht erklärbar. Afghanistan 
liegt zwischen Pakistan und Iran, 
hat eine kurze Grenze mit China 
und eine über 2000 Kilometer 
lange Grenze zu den zentralasi-
atischen Staaten Tadschikistan, 
Turkmenistan und Usbekistan. 
Es ist das Tor zu Zentralasien. 
In Turkmenistan sind die gro-
ßen Gasvorkommen zwar relativ 
leicht auszubeuten, aber das Gas 
muss erst über weite Entfernun-
gen transportiert werden, um 
auf dem Weltmarkt zu gelangen. 
Als Transitland nimmt Afghanis-
tan eine Schlüsselstellung ein. 
Bereits in den 1990er Jahren gab 
es Verhandlungen zwischen dem 
Talibanregime und US-F irmen 
zum Bau einer Gaspipeline von 

den turkmenischen Gasfeldern 
zum Arabischen Meer. Ende 
2002, der Weg zum Abschluss 
der Verhandlungen war frei ge-
bombt, kam es zur Vertrags-
zeichnung. Und auch im Hin-
blick auf das weitere westliche 
Agieren gegenüber dem Iran ist 
Afghanistan unter strategischen 
Gesichtspunkten von erheblicher 
Bedeutung. Eingekeilt zwischen 
dem Irak und dem Staat am Hin-
dukusch bef indet sich Iran in ei-
ner Zweifrontensituation.

»Anti-Terror-Krieg«
Im Oktober 2001 begannen US-
Streitkräfte, unterstützt durch 
Großbritannien, mit Bombardie-
rungen auf Stellungen der Tali-
ban und der „Al-Qaida“. Binnen 
weniger Wochen brach das Talib-
anregime zusammen. Eigene Bo-
dentruppen brauchten die USA 
nicht nennenswert einzusetzen. 
Sie bedienten sich der inneraf-
ghanischen „Nordallianz“, die 
den Taliban 1996 beim Kampf 
um die Herrschaft unterlegen 
war und sie seither bekämpfte.

Dieser Angriff , öff entlich als 
Antwort auf die Anschläge vom 
11. September 2001 verkauft, 
war durch die US-Administrati-

on bereits vorher geplant. Nicht 
»Kampf gegen den Terror«, viel-
mehr Kampf um eine neue Welt-
ordnung ist ihr zentrales Leit-
motiv. Dabei: »unsere« Jungs. 
Mit Vorratsmandaten, die seit 
November 2001 der Bundes-
tag jeweils für ein Jahr erteilt, 
hat die Bundesregierung die 
Ermächtigung zum Einsatz mit 
bis zu 2  800 Soldaten im Nato-
Gebiet, der „arabischen Halb-
insel, Mittel- und Zentralasien 
und Nord-Ostafrika sowie der 
angrenzenden Seegebiete“ er-
halten, um, so der off  izielle Auf-
trag, „Terroristen auszuschalten, 
Terroristen gefangen zu nehmen 
sowie Dritte dauerhaft von der 
Unterstützung terroristischer 
Aktivitäten abzuhalten“.

Rechtsgrundlage für diese Bun-
deswehr-Einsätze sollen Arti-
kel 51 der Charta der Vereinten 
Nationen in Verbindung mit der 
Resolution des Sicherheitsrates 
1368 und der nach wie vor gel-
tende, vom Nato-Rat ebenfalls 
am 12. September 2001 fest-
gestellte, »Bündnisfall« sein. 
Da die Anschläge vom Tag zu-
vor als ein bewaff neter Angriff  
auf die USA gewertet werden, 

Kabul. Hindukusch. Afgha-
nistan. Vertrautes Gebiet, 

vertrautes Terrain möchte 
mensch meinen. Fast täglich 
f inden sich Meldungen und 
Berichte über dieses Land in 
den Tagesmedien. Oft sind 
es Reportagen von im Militär 
»eingebetteten« Journalisten, 
die in Landsermanier verfasst 
sind. Oder Berichte, wenn ein 
Bundeswehrsoldat ums Leben 
gekommen ist. Über die aktuel-
le Entwicklung in Afghanistan 
erfährt die Öff entlichkeit aber 
nur wenig. Allerdings wird sie 
darauf vorbereitet, dass das 
Ende des Einsatzes der Bun-
deswehr nicht in Sicht ist. Und 
mit weiteren Toten unter den 
deutschen Soldaten müsse ge-
rechnet werden.  

Landesverteidigung 
M i l i t a r i s m u s :  A u s l a n d s e i n s ä t z e  d e r  B u n d e s w e h r

am Hindukusch?

kurz notiert

Ralf is Ökotipp

Verpackungen machen viel Müll 
und um sie herzustellen wird viel 
Energie verschwendet. 
Mir bleibt also nichts anderes 
übrig, als Müll zu vermeiden.
Beim Einkaufen nehme ich vorher 
Taschen mit und lass mir keinen 
Beutel geben. Ich kaufe nur die 
Dinge, die wenig verpackt sind 
und lasse sie mir im Laden nicht 
nochmal einpacken. 
Das gilt auch für Brot beim 
Bäcker und dort kein »Kaff ee zum 
Gehen« sondern klassisch aus 
der Porzellantasse. Müll zu Hause 
trennen lohnt sich auch, in Papier, 
Glas, Bio und Verpackung. (Dieser 
Müll wird später dann wirklich 
sortiert.)
Papier könnt ihr auch sparen und 
ausgelesene Zeitungen weiter-
reichen, wie z. B. diesen Rotdorn 
hier.
...und das alles „nur“ für vergesse-
ne Wälder.
Es macht mich froh, einer Sache 
zu dienen.Ñ  weiter auf Seite 14
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greife das »naturgegebene Recht 
zur Selbstverteidigung«. Allein 
diese Feststellung verdient ein 
Kopfschütteln. Dieser Argumen-
tation trotzdem folgend, muss 
Artikel 51 vollständig gelesen 
werden. Das Recht auf Selbstver-
teidigung darf völkerrechtlich 
nur so lange ausgeübt werden, 
„bis der Sicherheitsrat die zur 
Wahrung des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit 
erforderlichen Maßnahmen ge-
troff en hat.“ Vier Jahre »vertei-
digen« sich die USA und die Nato 
jetzt schon – ohne entsprechen-
de Kontrolle oder Sanktionie-
rung durch den Sicherheitsrat, 
ein eindeutiger Verstoß gegen 
das Völkerrecht, ebenso Bruch 
des Grundgesetzes, wonach die 
„allgemeinen Regeln des Völker-
rechtes Bestandteil des Bundes-
rechtes (sind)“.

In Afghanistan sind im Rahmen 
der Operation Enduring Free-
dom laut Mandaterteilung bis zu 
100 Soldaten des Kommandos 
Spezialkräfte der Bundeswehr 

im Einsatz. Diese Elitesoldaten 
mit der Lizenz zum Morden sind 
Teil der US-geführten Kampf-
truppen mit gegenwärtig 19  000 
bis 20  000 Soldaten, die vor-
nehmlich im Süden und Osten 
Afghanistans zum Kriegseinsatz 
kommen. Von diesen Einsätzen 
gibt es wenig Berichte und noch 
weniger Bilder. Das Jahr 2005 ist 
das blutigste Jahr für die USA in 
Afghanistan. Bei den zunehmen-
den Kämpfen sind bis Novem-
ber 87 US-Soldaten ums Leben 
gekommen, fast die Hälfte der 
insgesamt seit dem Einmarsch 
getöteten 186 GIs. In welcher 
Weise deutsche Soldaten bei 
den Kämpfen dabei sind, ob sie 
Gefangene machen, die sie den 
Folterern ausliefern, erfahren 
weder Parlament noch Öff ent-
lichkeit. 

ISAF
Im Dezember 2001 beschlossen 
Bundesregierung und Bundestag 
die Entsendung von bis zu 1 200 
Soldaten. Das Mandat zur Betei-
ligung der Bundeswehr an der 
Nato-geführten „International 

Oben: Mit einem speziellen Schneidegerät wird der Schlafmohnkopf geritzt. Da-
bei tritt eine weißliche Flüssigkeit aus. Diese wird über Nacht am Kopf belassen 
und verfestigt sich – In Afghanistan wird so 87 Prozent des weltweiten Heroins 
produziert
Unten: Dorfälteste diskutieren über die politische Lage im Land

Security Assistance Force“ (ISAF) 
ist anfänglich auf sechs Monate 
und auf Kabul und Umgebung 
begrenzt gewesen. Völkerrecht-
liche Grundlage der Sicherheits-
unterstützungstruppe sind Be-
schlüsse des Sicherheitsrates. 
Danach hat ISAF den Auftrag, 
für die Sicherheit der afghani-
schen Übergangsregierung, des 
UN-Personals und anderen in-
ternationalen Zivilpersonals zu 
sorgen. 

Vier Jahre später tragen bereits 
2 400 der insgesamt etwa 9 200 
ISAF-Soldaten deutsche Unifor-
men. Aber auch die Verdoppe-
lung der Bundeswehrtruppe ist 
noch nicht genug. Im September 
2005 wurde nicht nur der Bun-
deswehreinsatz verlängert, son-
dern abermals Einsatzraum und 
Truppenstärke erweitert. Mit 
bis zu 3 000 Soldaten kann die 
Bundeswehr im gesamten Terri-
torium Afghanistans operieren, 
wenngleich der geograf ische 
Schwerpunkt noch in Kabul und 
den nördlichen Regionen liegt. 
Die BRD hat sich zur Führungs-
nation der ISAF (Lead Nation) 
entwickelt und ist der größte 
Truppensteller.

Die Ausweitung des Einsatzge-
bietes entspricht einem Wunsch 
der Nato, in der die BRD ja nicht 
unwesentlichen Einfl uss und als 
erster Truppensteller „Hier“ ge-
schrien hat. Insgesamt soll, so 
der Nato-Beschluss im Dezember 
2005, ISAF auf 16  000 Soldaten 
anwachsen und auch »robuster« 
ausgerüstet und eingesetzt wer-
den. Luftmobile Kampfreserven 
sollen bei den zu erwartenden 
Auseinandersetzungen im Osten 
und Süden Afghanistans schnell 
zur Stelle sein. Eine Trennung 
der beiden Einsätze, ISAF und 
Enduring Freedom, soll formal 
weiterhin bestehen bleiben. Dar-
auf hat insbesondere die Bundes-
regierung Wert gelegt, um den 
»humanitären« Charakter des 
Stabilisierungseinsatzes nicht zu 
verlieren. Krieg führen bekannt-
lich nur die anderen.
Vier Jahre Militäreinsatz – eine 
vernichtende Bilanz. Die Macht 
der Warlords und Drogenbaro-
ne ist gestärkt worden. In ihren 
Diensten stehen etwa 100  000 
Bewaff nete, darunter auch Söld-
ner aus den USA und Australien. 
Sie sichern und kontrollieren 

ihre jeweiligen Machtbereiche. 
Unter dem Schutz der ISAF hat 
sich Afghanistan zum Drogen-
staat Nummer Eins entwickelt. 
Nach UN-Angaben ist die Opi-
umproduktion 2004 binnen ei-
nes Jahres um 17 Prozent auf 
4  200 t, der Mohnanbau um 64 
Prozent (!) angestiegen. 87 Pro-
zent des Weltrohopiums stam-
men aus Afghanistan. Aber nicht 
nur die Drogenbarone konnten 
ihren Einfl uss ausweiten. Auch 
die Herrschaft der Taliban ist 
nicht gebrochen. Etwa 35 Pro-
zent des afghanischen Territori-
ums stehen unter ihrer Kontrol-
le. Vorzeigeprojekte, eine wieder 
eröff nete Schule oder ein Kran-
kenhaus, vornehmlich in Kabul, 
täuschen darüber hinweg, dass 
sich in weiten Teilen Afghanis-
tans nichts zum besseren gewen-
det hat. 

Das deutsche Engagement in 
Afghanistan dient mehreren 
Zielen. Es demonstriert nicht 
nur die Solidarität gegenüber 
den USA, sondern dient vor al-
lem als Ticket für den deutschen 
Anspruch auf weltpolitisches 
Mitreden. Nebenbei hat es auch 
US-Begehrlichkeiten nach einer 
deutschen Beteiligung am Irak-
krieg abwehren helfen. Denn die 
Bundeswehr in Afghanistan ist 
militärisch Hilfstruppe des Pen-
tagons und führt direkt zu einer 
Entlastung der US-Streitkräfte 
in Afghanistan, aber auch im 
Irak. Dies gilt nicht für das Kom-
mando Spezialkräfte, dessen ge-
heimer Einsatz von 100 Soldaten 
für die USA wohl wertlos ist. Hier 
gibt es ein eigenes Interesse. Es 
dient der Einsatzbereitschaft des 
Elitekommandos. Für Militärs 
gibt es keine bessere Übung als 
den konkreten Einsatz. 

Dass es der Bundesregierung 
in Afghanistan nicht um Men-
schenrechte, um Demokratie 
oder ähnliches geht, zeigt das 
Beispiel Usbekistan. Seit Febru-
ar 2002 nutzt die Bundeswehr 
neben andere Nato-Staaten in 
Termes einen Flugplatz, um ihre 
Truppen in Afghanistan zu ver-
sorgen. Dass Usbekistan durch 
ein übles Regime regiert wird, 
stört dabei nicht. Dass die EU im 
Oktober 2005 gegen Usbekistan 
Sanktionen, ein Waff enembargo 
und ein EU-weites Einreisever-
bot für Personen erlassen hat, 

Ñ  Fortsetzung von Seite 13
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die für „Gewaltanwendung di-
rekt verantwortlich sind“, stört 
off ensichtlich auch nicht. Im 
Mai waren Proteste der Bevöl-
kerung in der Stadt Andischan 
blutig niedergeschlagen worden. 
Nach off  izieller Darstellung gab 
es 187 Tote, Menschenrechtler 
sprechen von bis zu eintausend 
Opfern. Bei den seit Novem-
ber 2005 laufenden geheimen 
Prozessen im Zusammenhang 
mit dem Aufstand sind Haft-
strafen zwischen 12 und 22 
Jahren ausgesprochen worden. 
Anhaltende Kritik seitens der 
USA und anderer europäischer 
Staaten an den Menschen-
rechtsverletzungen führten zu 
ihrem Rauswurf aus Usbekistan. 
Nur Deutschland konnte sich 
mit der usbekischen Regierung 
im Dezember 2005 auf eine 
langfristige Nutzung des Mili-
tärstützpunkts Termes einigen. 
Der parlamentarische Staatsse-
kretär im Verteidigungsminis-
terium Pfl üger nannte die Eini-
gung „einen großen Erfolg“. Eine 
Hand wäscht die andere. Als 
Lohn für die Flugrechte wurden 
usbekische Off  iziere in Deutsch-
land ausgebildet, „Herstellungs-
ausrüstung für kleinkalibrige 
Munition“ wurde geliefert und 
die Bundeswehr überließ dem 
usbekischen Militär Sanitätsma-
terial. Und trotz der EU-Sank-
tionen konnte der usbekische 
Innenminister Almatow eine 
Klinik in Hannover aufsuchen, 
aus »humanitären Gründen«, 
wie es hieß.

Der vorgebliche Kampf gegen 
den internationalen Terrorismus 
ist militärisch zum Scheitern 
verurteilt. Der Krieg gegen Af-
ghanistan (und Irak) hat weder 
die gesellschaftlichen Verhältnis-
se im Sinne von Sicherheit und 
Wahrung von Menschenrechten 
verbessert noch erreicht, dass 
dem Feind „Al-Qaida“ das Rück-
grat gebrochen wurde. Nicht um-
sonst wird von einem unbefris-
teten Militäreinsatz geredet. Die 
Bundeswehr muss aus Afghanis-
tan abgezogen werden. Ihre Teil-
nahme im Rahmen von ISAF und 
Enduring Freedom ist macht-
politisch, nicht sicherheitspo-
litisch oder humanitär begrün-
det. Und machtpolitisch ist die 
Bundeswehr ein Instrument, um 
»nationale« Interessen auf den 
kommenden Kriegsschauplätzen 
durchzusetzen. Um sie dazu zu 
befähigen, bedarf es der Norma-
lität militärischer Einsätze – für 
die gesellschaftliche Akzeptanz 
als auch für die Entwicklung mi-
litärischer Fähigkeiten. Denn die 
laufenden Einsätze der Bundes-
wehr im Ausland sind geradezu 
existenziell. Nur durch diese 
wird die Truppe auf kommende 
Aufgaben weltweiter Interventi-
onen strukturell, personell und 
in ihrer Ausrüstung als »Einsatz-
armee« ausgerichtet. 

■ Ralf Siemens

Am Hindukusch und anderswo 
Die Bundeswehr - 
Von der Wiederbewaff nung in den Krieg 

Arbeitsstelle Frieden und Abrüstung 
(Herausgeber)
Ulrike Gramann / Ralf Siemens / 
Michael Behrendt (Redaktion) 
ISBN: 389 438 33 56

Im letzten  Jahr wurde das 50jährige Beste-
hen der Bundeswehr mit zahlreichen Veran-
staltungen und 17 Zapfenstreichen gefeiert. 
Die Kosten für die Feierlichkeiten und für die 
martialisch inszenierten Aufmärsche betrugen zwei Millionen Euro. Den 
Höhepunkt bildete der große Zapfenstrich vor dem Berliner Reichstag am 
26. Oktober 2005 (weitere Informationen in unserer Radiosendung „Rot-
dorn-Radioaktiv“: zu f inden im Radioarchiv auf www.rotdorn.org).
Die Bundeswehr wird in den Medien und in der Öff entlichkeit immer als ein 
freundlicher Helfer in Krisengebieten dargestellt. Die Bevölkerung wurde 
durch eine Salamitaktik, an die zunehmenden Auslandseinsätze der Bundes-
wehr schrittweise gewöhnt. Derzeit bef inden sich 7  000 deutsche Soldaten 
in Kriegseinsätzen und die strategische Ausrichtung der Bundeswehr geht 
dahin, dass es in den nächsten Jahren bis zu 35  000 »Einsatzkräfte« geben 
wird. Denn die Bundeswehr vollzieht derzeit einen radikalen Umbau von ei-
ner Verteidigungsarmee zur Interventionsarmee. Militärische Repressionen 
sind wieder zu einem Machtinstrument deutscher Außenpolitik geworden.    
Die Analyse der „Arbeitstelle Frieden und Abrüstung“ gibt einen Über-
blick über den historischen Hintergrund von über 50 Jahren Bundeswehr 
und über den Aufbau und die Entwicklung der Streitkräfte in der BRD. Das 
Buch gliedert sich in drei Teile: Selbstkonzepte, Militarisierungskonzepte 
und Einsatzkonzepte. Die genauen Hintergründe werden von zahlreichen 
Autoren wie zum Beispiel Markus Euskirchen, Stefan Gose oder Lühr Hen-
ken dargestellt.
Durch die genaue Strukturierung erschließt sich dem Leser ein übersicht-
liches Bild über den staatlich organisierten Gewaltapparat Bundeswehr. 
Außerdem wird die Rolle des Militärs im kapitalistischen System näher 
beleuchtet und welche Auswirkungen diese Militarisierung auf die Ge-
sellschaft hat.

Die „Arbeitsstelle Frieden und Abrüstung“ (asfrap) wurde 1990 in Berlin 
gegründet. Die asfrap engagiert sich gegen die Wehrpfl icht und für Ab-
rüstung sowie für die Reduzierung und letztendlich die Aufl ösung von 
Armeen. Außerdem gibt die asfrap Kriegsdienstverweigerern und Wehr-
pfl ichtverweigerern Informationen und Beratungsgespräche.

Das Buch ist telefonisch im Büro der „Kampagne gegen Wehrpfl icht, Zwangs-
dienste und Militär“ Mo-Fr 10-18 Uhr unter 030/ 4401300 zu bestellen.

Lesestoff

Anzeige

Infos
Kampagne gegen Wehrpfl icht, 
Zwangsdienste und Militär 
Kopenhagener Straße 71
10437 Berlin
www.kampagne.de
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Das Publikum sitzt rings um eine 
dreieckige Spielfl äche mit Metall-
boden - der Untersuchungszelle. 
Ein Radio dudelt Schmusesongs, 
der behäbige Polizist Erich 
(Matthias Manz) freut sich auf 
den Feierabend und stellt sein 
Bier bereit. Doch mit der Ruhe 
ist es schlagartig vorbei, als er 
zwei heikle Insassen zusammen 
in einer Zelle bewachen muss: 
den wegen Schwarzarbeit fest-
genommenen Polen Jan (Ljubisa 
Lupo Grujcic) und den Rechtsra-
dikalen Rudi (Felix Constantin 
Voigt), der mit einer Gruppe von 
Rechtsextremen eine Kfz-Werk-
statt mit polnischen Arbeitern 
überfallen hat. Zwischen ihnen 
entbrennt ein Kampf, Mann ge-
gen Mann, genährt von Vorur-
teilen, Unwissenheit, Unsicher-
heit und Angst. Felix Constantin 
Voigt spielt den großmäuligen 
Mitläufer, der die Parolen seiner 
Führer nachplappert, aber plötz-
lich auch interessiert zuhört, als 
der Pole erzählt, wie er in sei-
ner Autowerkstatt aus Schrott 
schnieke „Schlitten“ zaubert.

Die Urauff ührung des Th ea-
terstücks entstand in Zusam-
menarbeit mit dem Grips-Th e-
ater Berlin. Dafür sah sich das 
Autorenteam „Monoblock“ im 
rechtsradikalen Umfeld von Ber-
lin und Dresden um. Die Künst-
ler waren bestrebt, ein Zeichen 
für den Einsatz „Gegen Rechts“ 
zu setzen. Bevor diese Tour-
nee durch Schulen und andere 
Einrichtungen startet, 
sollte „Hallo Nazi“ 
einige Male in öff ent-

lichen Auff ührungen gezeigt 
werden. Darum suchte sich das 
Staatstheater den leerstehenden 
Pavillon. „Der Raum, in den 110 
Stühle passen, war bei der Pre-
miere übervoll. Auch die zwei 
öff entlichen Hauptproben waren 
schon gut besucht“, berichtet 
Bernd Weinrich, der Presserefe-
rent des Staatstheaters. 

Geplante Aktion? Das die Zer-
störung nach einem Plan erfolg-
te, dafür spricht nach Auskunft 
der Polizei die Tatsache, dass 
die Täter nicht zufällig herum-
liegende Steine benutzten, son-
dern extra mitgebrachte Ziegel 
und Schottersteine von einem 
Bahndamm. Zudem war es sehr 
verwunderlich, dass die Nach-
richtensendung im rbb-Sender 
unterbrochen wurde, als der Vor-
fall geschildert worden ist. 

Anschläge und Übergriff e von 
Neonazis sind in Cottbus nichts 
Neues. Zuletzt wurde im Mai die-
ses Jahres der Jugendclub „Fra-
gezeichen“ von 20 Neonazis an-
gegriff en. Die Angreifer stürmten 
vermummt, mit Baseballkeulen 
und Eisenstangen bewaff net in 
den Club und schlugen wahllos 
um sich. Der Angriff  deutet auf 
einen gewissen Organisierungs-
grad der Neonazis hin. Drei An-
wesende wurden damals ver-
letzt, Einrichtungsgegenstände

und Musikinstrumente zerstört. 
Lokale Gegner der Neonazis ver-
muten, dass die Kameradschaft 
„Sturm Cottbus“ und ihr Umfeld 
hinter den jüngsten Attacken 
stecken. Der Angriff , der ver-
mutlich im Zusammenhang mit 
einer im Jugendclub „Fragezei-
chen“ geplanten Informations-
veranstaltung über die rechte 
Szene stand, wird als der bru-
talste der vergangenen Jahre 
bezeichnet. In diesem Jahr gab 
es nach Angaben des Vereins 
„Opferperspektive“ bisher sie-
ben  gewalttätige Übergriff e auf 
Migranten, Linke oder Einrich-
tungen in Cottbus. 

Die Polizei sieht indes keine or-
ganisierte Neonaziszene. „Es 
gibt in Cottbus keine Kamerad-
schaft“, sagt Berndt Fleischer, 
der Pressesprecher der Cott-
busser Polizei. Es handle sich 
lediglich um lose Verbindungen, 
und man kenne „sich halt von 
früher“. Josef Pf ingsten, der 
Sprecher der Staatsanwaltschaft 
Cottbus, sagt, dass es zum An-
schlag auf den Kulturpavillon 
noch keine Fahndungsergebnis-
se gäbe. Jedoch werde weiter 
von einem rechten Tathinter-
grund ausgegangen. 

Auf dem Internetportal „Mut 
gegen rechte Gewalt“ des Stern 
und der Amadeu-Antonio-Stif-
tung wird berichtet, dass derar-
tige Angriff e in den vergangenen 
Jahren zwar immer wieder statt-
fanden, aber seltener geworden 
seien. In den letzten Monaten 
drängt sich jedoch der Eindruck 
auf, dass sich organisierte Über-
fälle und Anschläge auf Linke 
und Jugendclubs häufen. Erin-
nert sei etwa an den Sprengstoff -
anschlag auf den Jugendclub 

„Dosto“ im branden-
burgischen 

Hallo Nazi !
K u l t u r :  J u g e n d t h e a t e r  „ M o n o b l o c k “

Szene aus „Hallo Nazi !“

In der Nacht vom 22. 09 – 23. 09. 2005 zertrümmerten rechts-
orientierte Jugendliche die  Scheiben des Glaspavillons in der 

Cottbusser Innenstadt. Anlass war das provozierende Th eater-
stück: „Hallo Nazi!“.  

Bernau im Januar vorigen Jah-
res, an den von der Polizei verei-
telten Angriff  auf einen Jugend-
club in Premnitz im Havelland, 
an Übergriff e auf den Jugend-
klub „Horte“ in Strausberg oder 
an mehrere Vorfälle in Potsdam 
in diesem Sommer. 

Zwar ist seit Jahren zu beob-
achten, dass die Anzahl rechter 
Übergriff e jeweils in den Som-
mermonaten ansteigt; der Orga-
nisationsgrad der Täter scheint 
jedoch eine neue Qualität zu 
haben. „Die Phase der blöden 
Rechten ist vorbei“, sagte im 
Mai dieses Jahres der Cottbusser 
Amtsgerichtsdirektor Wolfgang 
Rupieper. Für ihn sei der Über-
fall auf den Jugendclub „Frage-
zeichen“ ein Anzeichen dafür, 
dass sich in der rechten Szene 
ein „gefährlicher Wandel“ voll-
ziehe. Selbst im Brandenburger 
Innenministerium, das bis vor 
kurzem rechtsextreme Strafta-
ten notorisch herunterspielte,
ist man inzwischen dieser Er-
kenntnis näher gekommen. 
Wolfgang Brandt, der stellver-
tretende Pressesprecher im In-
nenministerium Brandenburg, 
sagt: „Es gibt in Cottbus Ansätze 
rechtsextremer Strukturierun-
gen, die allerdings eine geringe 
Halbwertszeit haben.“ Insge-
samt könne in Brandenburg kein 
Anstieg der organisierten Ge-
walt gesehen werden. „Lediglich 
bei den Auseinandersetzungen 
in Potsdam im Sommer waren 
es Aktionen, bei denen man von 
einem gewissen Organisierungs-
grad sprechen kann.“

Auch aus anderen Städten wird 
zum Ende des Sommers von an-
wachsender rechter Gewalt be-
richtet. In Wolgast in Mecklen-
burg-Vorpommern überf ielen 
Ende August drei Rechte einen 
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Es ist schon sehr spät. Ming 
(Name vom Verfasser geän-

dert) will schnell nach Hause. 
Ihre Eltern erwarten sie schon. 
Plötzlich tauchen mehrere 
dunkle Gestalten hinter einem 
LKW auf. In dieser Nacht war-
ten ihre Eltern noch sehr lange 
auf sie, denn Ming wurde eines 
der vielen Opfer von rechter 
Gewalt. 

In den östlichen Bezirken Ber-
lins steht rechte Gewalt auf der 
Tagesordnung. Ähnliche Ge-
schichten ereignen sich tagtäg-
lich in den Bezirken Marzahn, 
Lichtenberg, Köpenick-Treptow 
und Pankow. Ming hat ihre deut-
sche Staatsbürgerschaft nun 
schon seit mehr als 5 Jahren und 
das wussten die Täter durchaus. 
Ihnen geht es vielmehr darum, 
das deutsche Blut, was so nicht 
existiert, reinzuhalten.
Nicht jeder Deutsche hat blaue 
Augen und blondes Haar. Viele 
Nachfahren von Einwanderern 
sind als Deutsche geboren und 
aufgewachsen, innerhalb der 
mitteleuropäischen Kultur und 
deren Werte. Kann es da über-

haupt noch sein, dass jemandem 
Gewalt angedroht wird nur auf-
grund seiner Herkunft, Hautfar-
be, Augenfarbe, Haarfarbe oder 
Religion - und das in Zeiten des 

»globalen Dorfes«? Dass eben 
solches Verhalten verfassungs-
widrig ist, scheint jene Neonazis 
nicht zu stören. An sogenann-
ten »alten Werten« kann man 

V o n  G e w a l t  u n d  D i s k r i m i n i e r u n g

Eine Geschichte des Alltäglichen
da doch nicht mehr festhalten! 
Diese haben sich eindeutig als 
»falsche Werte« herausgestellt. 
Intoleranz und Diskriminierung 
haben keinen Platz mehr in der 
heutigen Gesellschaft, mag diese 
noch so streitbar sein.

Nachdem Ming aus dem Krank-
haus mit mehreren Knochen-
brüchen und anderen schweren 
Verletzungen entlassen wurde, 
erstattete sie Anzeige gegen die 
ihr bekannten Täter. 
Nicht jedes Opfer rechter Gewalt 
hat diesen Mut. Ming will ein 
Vorbild für diese Personen sein 
und sie auff ordern, Mut zu zei-
gen. 
Stellt euch gegen rechte Gewalt, 
auch wenn ihr keine Opfer seid, 
zeigt Solidarität und Toleranz. 
Und vor allen Dingen, zeigt den 
Nazis, dass Diskriminierung und 
Gewalt nicht erwünscht sind.

■ MaGK e i n  F u ß b r e i t  d e n  F a s c h i s t e n !K e i n  F u ß b r e i t  d e n  F a s c h i s t e n !

Zwei Termine gibt es noch in Berlin:
Do, 23.02.2006 , 11:00 Uhr und
Fr, 24.02.2006 , 11:00 Uhr im
Schiller Theater, Bismarckstr. 110, 
10625 Berlin

Ansonsten haltet Augen und Ohren 
off en, „Monoblock“ gastiert ständig
an kleinen Theatern und an Schulen.

Termine

Jugendlichen bei ihm zu Hause. 
Wie der Verein „Lobbi“, eine Be-
ratungsstelle für Opfer rechter 
Gewalt, bekannt gab, schlugen 
die Angreifer auf den Jugendli-
chen ein, nachdem er die Tür ge-
öff net hatte und drohten ihm wei-
tere Gewalt an. Er erlitt bei dem 
Angriff  Verletzungen im Gesicht 
und Prellungen am Hinterkopf. 
Der Jugendliche sei bereits im 
Sommer von Neonazis angegrif-
fen, beschimpft und geschlagen 
worden. Danach habe es immer 
wieder Drohungen und Haken-
kreuzschmierereien am Haus der 
Familie gegeben. Die „unverhoh-
lenen Drohungen und Einschüch-
terungen“ seien ein Zeichen da-
für, dass sich die rechte Szene in 
Wolgast sicher zu fühlen scheine, 
sagt Katrin Bredeke von „Lobbi“. 
„Seit der NPD-Funktionär Chris-
tian Deichen in Wolgast ein In-
ternetcafé eröff net hat, gibt es 
einen neuen Treff punkt für die 
rechte Szene.“ Es stelle ein sehr 
großes Problem dar, „dass im-
mer mehr Rechte kommen und 
die alternativen Jugendlichen 
aus Wolgast wegziehen“. Für die 
gibt es kaum Angebote. 

In Cottbus haben die Täter ihr 
Ziel jedoch nicht erreicht. Durch 
die nächtliche Attacke will man 
sich nicht entmutigen lassen. 
„Aufgeben wäre das Falsches-
te, was wir tun können. Dann 
hätten die ja ihr Ziel erreicht“, 
meint Th eaterpädagogin Dreko. 
„Wir lassen uns von rechtem 
Pack nicht unterkriegen“, pfl ich-
tet Rathaus-Sprecher Michael 
Schlick bei. Am Tag nach der 
Attacke auf den Kulturpavillon 
fand wie geplant die nächste 
Vorstellung statt. 

Stellt euch dem Stück! Das Th e-
ma ist hochpolitisch, spielt in 
der ostdeutschen Gegenwart 
und handelt von rechtsradikaler 
Stimmung aus Gewalt, Unsicher-
heit und Hass.

■ Cornelia

Jugendprojekte im 
Visier der Faschos: 
Oben: Das „Horte“ 
in Strausberg
Mitte: Skaterjam 
vor dem  „Dosto“  
Prenzlau
Unten: Publikum 
bei einer Veranstal-
tung im „Frage-
zeichen“ Cottbus



Allerdings sind nur noch 400 ml drin, sie kosten 

aber dasselbe. Da spart er was, der Herr Müller. Und 

sparen ist eine Tugend, das wissen wir alle.Wenn ihr 

jetzt fragt, warum solche ekelhaften Schmarotzer 

wie der Herr Müller nicht einfach an den nächsten 

Baum gehängt werden, dann muß ich euch sagen, 

daß man so etwas einfach nicht tut.

Das hier, das ist der Herr Müller.

Der Herr Müller stellt nämlich lauter Sachen 

her, die aus Milch gemacht werden. Naja, 
eigentlich stellen die Kühe die Milch her, aber 

der Herr Müller verpackt 
sie schön und sorgt dafür, 
daß sie in den Super-
markt kommen, wo ihr 
sie dann kaufen könnt.
Die Sachen, die der Herr 
Müller herstellt sind so 
gut, daß sogar der Herr 
Bohlen dafür Werbung 
gemacht hat.

Der Herr Müller kommt aus Aretsried, das 
liegt in Bayern, also ganz im Süden.
  Der Herr Müller ist ein Unternehmer und 
das, was in den Fabriken von Herrn Müller 
hergestellt wird, habt ihr sicher alle schon mal 
gesehen, wenn ihr im Supermarkt wart.

 Weil der Herr Müller ein Unternehmer ist, hat er sich 
gedacht, er unternimmt mal was und baut eine neue Fabrik. 
Und zwar baut er sie in Sachsen, das ist ganz im Osten.
Eigentlich braucht niemand eine neue Milchfabrik, weil es 
schon viel zu viele davon gibt und diese viel zu viele Milch-
produkte produzieren, aber der Herr Müller hat sie trotzdem 
gebaut.
Und weil die Leute in Sachsen ganz arm sind und keine Arbeits-
plätze haben, unterstützt der Staat den Bau neuer Fabriken mit 
Geld. Arbeitsplätze hat man nämlich im Gegensatz zu Milchpro-
dukten nie genug. Also hat der Herr Müller einen Antrag ausgefüllt, 
ihn zur Post gebracht und abgeschickt.

Hurra, Herr Müller.

Ein paar Tage später haben ihm dann das Land Sachsen 
und die Herren von der Europäischen Union in Brüssel 
einen Scheck über 70 Millionen Euro geschickt.
70 Millionen, das ist eine Zahl mit sieben Nullen, also ganz 
viel Geld. Viel mehr, als in euer Sparschwein passt.Der Herr 
Müller hat also seine neue Fabrik gebaut und 158Leute 
eingestellt.

Nachdem die neue Fabrik von Herrn Müller nun ganz viele Milchprodukte 
hergestellt hat, hat er gemerkt, daß er sie gar nicht verkaufen kann, denn es 
gibt ja viel zu viele Fabriken und Milchprodukte.
Naja, eigentlich hat er das schon vorher gewußt, auch die Herren vom Land 
Sachsen und der Europäischen Union haben das gewußt, es ist nämlich kein 
Geheimnis. Das Geld haben sie ihm trotzdem gegeben.
 Ist ja nicht ihr Geld, sondern eures. Klingt komisch, ist aber so.Also was hat er gemacht, der Herr Müller? In Niedersachsen, das 

ist ziemlich weit im Norden, hat der Herr Müller auch eine Fabrik. 

Die steht da schon seit 85 Jahren und irgendwann hatte der Herr 

Müller sie gekauft. Weil er jetzt die schöne neue Fabrik in Sachsen 

hatte, hat der Herr Müller die alte Fabrik in Niedersachsen nicht mehr 

gebraucht, er hat sie geschlossen und 175 Menschen haben ihre Arbeit 

verloren..
Wenn ihr in der Schule gut aufgepasst habt, dann habt ihr sicher schon 

gemerkt, daß der Herr Müller 17 Arbeitsplätze weniger geschaffen 

hat, als er abgebaut hat. Dafür hat er 70 Millionen Euro bekommen.

Wenn ihr jetzt die 70 Millionen durch 17 teilt, dafür könnt ihr ruhig einen Taschenrechner neh-men, dann wißt ihr, daß der Herr Müller für jeden vernichteten Arbeitsplatz über 4 Millionen Euro bekommen hat.
Da lacht er, der Herr Müller. Natürlich nur, wenn niemand hinsieht.
 Ansonsten guckt er ganz traurig und erzählt jedem, wie schlecht es ihm geht.

Aber der Herr Müller sitzt nicht nur rum, sondern er sorgt auch 
dafür, daß es ihm besser geht. Er ist nämlich sparsam, der Herr 
Müller.
Sicher kennt ihr die Becher, in denen früher die Milch von Herrn 
Müller verkauft wurden. Die schmeckt gut und es passten 500 
ml rein, das ist ein halber Liter. Seit einiger Zeit verkauft der 
Herr Müller seine Milch aber in lustigen Flaschen, nicht mehr in 
Bechern. Die sind praktisch, weil man sie wieder verschließen 
kann und sehen hübsch aus.

Wenn ihr aber das nächste mal im Supermarkt seid, dann laßt doch einfach die Sachen 
vom Herrn Müller im Regal stehen und kauft die Sachen, die daneben stehen. Die 
schmecken genauso gut, sind meistens billiger und werden vielleicht von einem Unterneh-
mer hergestellt, für den der Begriff „soziale Verantwortung“ noch eine Bedeutung hat.

KüheKühe

Herr Herr 
     Bohlen     Bohlen

Sachsen Sachsen 

VielViel
GeldGeld

Nachrechnen!Nachrechnen!

Schmeckt nicht!Schmeckt nicht!

Eine schöne Geschichte Eine schöne Geschichte 
   über Herrn Müller    über Herrn Müller 

Text ist im Internet per Mail 
verschickt und in Weblogs 
veröffentlicht worden. 
Der Autor ist nicht bekannt .
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Frühsommer 2007
G8-Treff en in Heiligendamm (Ostsee)

Die acht größten »Führer der 
Welt« werden sich im Frühsommer 
2007 im Kempinski-Grandhotel in 
Heiligendamm an der mecklen-
burgischen Ostseeküste zu ihrem 
jährlichen G8-Gipfel treff en. Die 
Vorbereitungen für dieses Event 
sind bereits angelaufen. Plant 
euren Protest gegen die Politik der 
G8 2007 an der Ostsee. Wer Lust 
hat, bei der Vorbereitung mitzuhel-
fen, kann sich auch beim Rotdorn 
melden: rotdorn@gmx.de.
w www.nadir.org/nadir/initiativ/
    agp/g82007/
w www.sozialforum-berlin.de
w http://de.dissent.org.uk/

Schmeckt nicht!

An

Rotdorn

Postfach 870 106

13161 Berlin

Bitte mit
 45 Cent

 frankieren

Lösung des Bilderrätsels Bild 1: ____(Seite) Bild 2: ____(Seite) Bild 3: ____(Seite) 

Deine Anschrift: Name: _________________________________________

 Straße: _________________________________________

 PLZ: __________ Ort: __________________________

 e-mail: ______________________Tel.: _______________

 Ich will mitmachen!
Wir brauchen immer kluge Köpfe und helfende Hände! 
Wir melden uns bei Dir und laden Dich zu einem unse-
rer nächsten Redaktionstreff en ein.

 Ich brauch ein Abo!
Das Abo ist kostenlos solange wir dies f inanzieren 
können. Wenn Du uns die Portokosten (oder mehr)  
überweist (Bankverbindung siehe links), ist Dein Abo 
100% gesichert! Gerne schicken wir Dir ein paar mehr 
Rotdörner zum verteilen. Anzahl:   ________

Den Rotdorn 43 fand ich: _________________________________________

Themenauswahl: ___________(Note 1-6)  Aufmachung:___________(Note 1-6)

Bester Artikel: _________________________________________________

Warum? Weil: _______________________________________________

_________________________________________________________

Deine Kritik: ___________________________________________________

___________________________________________________________

Ich habe den Rotdorn ___________________(Ort; Anlaß; Begebenheit) erhalten.

Ich lese den Rotdorn   regelmäßig; zum ____  Mal             Ich bin ______  Jahre alt

Gedenken in Pankow 
Die Kommission Bürgerarbeit 
und das Netzwerk gegen Antise-
mitismus, Rassismus und rechte 
Gewalt rufen alle Berliner Bürge-
rinnen und Bürger dazu auf, an der 
traditionellen Lichterkette vor dem 
ehemaligen Jüdischen Waisenhaus 
teilzunehmen.
Zum achten Mal wollen wir uns 
am 27. Januar im Gedenken an 
den Jahrestag der Befreiung des 
Vernichtungslagers Auschwitz ver-
sammeln und damit ein Bekennnt-
nis gegen Antisemitismus und 
Rassismus ablegen.
Die Lichterkette beginnt um 18 
Uhr vor dem ehemaligen Jüdi-
schen Waisenhaus (S-+U-Bahnhof 
Pankow). Im Anschluß lädt die 
Pankower Kirche zu einer ökume-
nischen Andacht ein.
Am Samstag, den 28.Januar bietet 
der Pankower Bund der Antifa-
schistInnen und der Förderverein 
des Waisenhauses einen Rundgang 
zu Stätten ehemaligen Jüdischen 
Lebens. Treff punkt ist um 10 Uhr 
vor dem ehemaligen Jüdischen 
Waisenhaus (Berliner Straße 
120/121), dort besteht auch die 
Möglichkeit, den rekonstruierten 
Betsaal zu besichtigen.

4. Europäisches Sozialforum vom 
6. bis zum 9. April 2006 in Athen
Nach Florenz (2002), Paris (2003) 
und London (2004) wird 2006 
Athen Veranstaltungsort des 
Vierten Europäischen Sozialforums 
sein. Wieder werden sich zehntau-
sende Globalisierungsgegner(inn
en) und Antikapitalist(inn)en aller 
Coleur versammeln. Aktivisten aus 
ganz Europa werden die Perspek-
tiven der Bewegung diskutieren, 
Erfahrungen austauschen und die 
Koordination sowie ein soziales 
Netzwerk organisieren. Natürlich 
werden auch zahlreiche Konzerte 
und Partys stattf inden. Die Über-
nachtung wird zentral preiswert 
organisiert. Kommt nach Athen um 
gemeinsam für eine andere Welt 
zu  kämpfen, in der die Menschen 
wichtiger sind als der Prof it. Ihr 
werdet mit Sicherheit dieses 
Erlebnis nicht so schnell vergessen. 
Wenn ihr wollt meldet Euch bei 
uns (rotdorn@gmx.de). Von uns 
werden sicher auch einige nach 
Athen fahren. 
whttp://athens.fse-esf.org

--- termine --- termine--- termine --- termine--- termine --- termine--- termine --- 

3.  Februar 2006 ab 20:30 Uhr
Konzert

Solitos (Ska & Reggae) und 
Sir Randha (Ska / Italien)
Im Thommy-Weißbecker-Haus, 
Wilhelmstr. 9, Berlin-Kreuzberg, 
U-Bahn: Hallesches Tor

3. / 4. Februar 2006
»NATO-Sicherheitskonferenz«
They make war, we make trouble!
Die Zeiten sind vorbei, in denen 
sich die Kriegsplaner in München 
weitgehend unbemerkt von der Öf-
fentlichkeit treff en konnten. Inzwi-
schen müssen sie sich hinter einem 
Großaufgebot der Polizei verschan-
zen, denn seit Jahren konfrontieren 
tausende Menschen die Generäle, 
Kriegsminister und Waff enlobbyis-
ten mit ihrem Widerstand.
wwww.no-nato.de

PreisrätselPreisrätsel
Gesucht werden die Seiten-
zahlen zu den gegebenen 
Bildauschnitten. Einfach 
die Karte ausfüllen, losschi-
cken und mit etwas Glück 
gewinnt ihr einen von drei 
Rotdornsamplern!

Bild 1 Bild 2 Bild 3
Gewinner der letzten Ausgabe: Tony M., 16 Jahre, Berlin • Maria G., 22 Jahre, Berlin • Merle K., 17 Jahre, Birkenwerder

11. Februar 2006 ab 21 Uhr
Konzert
Hellcity Kings (Punkrock/USA)
F ifty/F ifty (Rock‘n‘Roll/Leipzig)
Im Thommy-Weißbecker-Haus, 
Wilhelmstr. 9, Berlin-Kreuzberg, 
U-Bahn: Hallesches Tor

23. Februar 2005, 19 Uhr
Klaus Renft – 
Ein Leben mit dem Rock' n Roll
Anhand von Videoeinspielen 
spricht Klaus Renft zu seinem Mu-
sikschaff en und seinen Problemen 
mit der Macht in der DDR.
Eintritt: 1,50 €
„Helle Panke“, Kopenhagener Str. 9, 
10437 Berlin

28.  März 2006 ab 21 Uhr
Konzert
Boy Sets F ire (HC/Punk / USA)
Eines der Konzerthighlights in 
diesem Frühjahr!
Im SO36, Oranienstr. 190, 
Berlin - Kreuzberg,
U-Bahn: Kottbusser Tor 
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Jugendradio aus Be
rlin,n,  mit Euren Themen unmit Euren Themen und Eurer Musik!d Eurer Musik!

Jeden 1., 3. & 5. Mon-

tag im Monat* gehen wir 

jeweils um 20 Uhr für eine volle 

Stunde auf Sendung. Das Ganze
 ge-

schieht auf der Frequenz des „
Offenen 

Kanal Berlin“. Es erwarten Euch Mucke, 

Mucke, Mucke, Beiträge, Interviews, Gäste 

und Livemitschnitte zu verschiedenen 

Themenschwerpunkten ... 

Hört einfach mal rein!

* kommende Termine: 16. 1. 06, 30. 1. 06, 6. 2. 06, 20. 2. 06


